
Stoppt  den  Terror  gegen  den
Libanon!
Von Jona Everdeen, Juni 2026, 6 Minuten Lesedauer

Allen  Verhandlungsbestrebungen  der  libanesischen  Regierung  unter
Präsident Joseph Aoun zum Trotz, der bereit ist sich dem US-Imperialismus
und Zionismus bedingungslos zu unterwerfen, bombardiert die IOF (Israeli
Occupation  Forces,  korrekte  Bezeichnung  der  israelischen  Armee  IDF)
weiter, hält weiter libanesisches Land besetzt, zwischen 10 und 20 Prozent,
und  zerstört  dort  systematisch  Infrastruktur.  Über  eine  Millionen
Libanes:innen wurden aus ihren Häusern und Gemeinden vertrieben. Dabei
führte die nicht endende zionistische Aggression jüngst zu einem erneuten
Schlagabtausch  zwischen  Israel  und  dem  Iran,  der  sogar  die  zähen
Verhandlungen  zwischen  dem  Iran  und  den  Aggressor:innen  bedrohen
könnte.

Israel braucht Krieg
Während die Regierung Trump händeringend nach einem gesichtswarenden
Ausweg  aus  dem zum Fiasko  gewordenen  Angriffskrieg  gegen  den  Iran
sucht, hat in der Regierung Netanjahu keiner Interesse am Frieden. Die von
„Großisrael“-Fantasien  und  extremem  völkischen  Nationalismus
aufgepeitschte faschistoide Rechte um Ben-Gvir und Smotrich sowieso nicht,
Netanjahu ebenso wenig.  Auch in der Opposition ist  niemand gegen den
Krieg,  debattiert  wird bloß,  wie genau er geführt  werden soll.  Denn die
Siedler:innenkolonie  Israel  funktioniert  nur  noch  im  permanenten
Kriegszustand,  und  ein  Ende  dessen  würde  zwangsläufig  zu  einem
politischen Umbruch führen, den Netanjahu kaum überstehen, und der ihn,
im für ihn schlimmsten Fall, in den Knast bringen würde (nicht wegen seiner
zahllosen Verbrechen gegen die Menschlichkeit sondern wegen Korruption).
Vor Beginn des Genozids in Gaza und der darauf folgende Angriffskriege
gegen den Libanon und den Iran stand das Regime Netanjahu unter starkem
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Druck  durch  die  liberal-zionistische  Opposition,  die  seinem  autoritären
Staatsumbau  mit  massiven  Protesten  begegnete.  Doch  ein  israelischer
Autokrat  war  diesem  „linken“  Flügel  des  Zionismus  allemale  lieber  als
Palästinenser:innen,  weshalb er sich ohne noch größer zu murren in die
Reihen der Vaterlands“verteidigung“ einreihte.

Innenpolitisch  wäre  entsprechend  ein  Ende  des  systematischen  Terrors
gegen  die  Palästinenser:innen  und  ihre  Verbündeten  für  Netanjahu  eine
Katastrophe,  weshalb  man  stattdessen  für  einen  kompromisslosen  Krieg
eintritt.  Insbesondere  im  Libanon  hofft  der  Zionismus  die  geschwächte
Hisbollah,  die  seine  Besatzungstruppen  im  Südlibanon  einst  zum Abzug
zwang und im Krieg von 2006 der IOF eine strategische Niederlage zufügte,
nun endgültig zu vernichten. Und während sich der Zionismus im Bezug auf
den Iran zähneknirschend Trumps „Friedensbemühungen“ unterordnete – er
hätte wohl auch hier lieber weiter Krieg geführt, waren Netanjahu und Co.
im Libanon nicht dazu bereit.

Bruch zwischen USA und Israel?
Das  kulminierte  in  einem Telefonat  in  dem Trump Netanjahu  nicht  nur
aufforderte, geplante Bombenangriffe auf Beirut zu unterlassen, sondern ihn
auch wüst beschimpft haben soll.  In einem Interview mit seinem liebsten
Propaganda Sender Fox News sagte Trump im Bezug zum Irankrieg über
Netanjahu: „Er hat hier nichts zu entscheiden“. Das sah Netanjahu jedoch
anders:  Nachdem der Iran auf  Angriffe gegen Beirut  mit  Raketen gegen
Israel  reagiert  hatte,  bombardierte  Israel  gegen  die  ausdrückliche
Aufforderung Trumps erneut Ziele im Iran. Trump forderte daraufhin: „Hört
alle sofort auf zu schießen“, da er seinen erhofften „Friedensdeal“ in Gefahr
sah.

Während für die Regierung Netanjahu der Krieg notwendig geworden ist, ist
er für die Regierung Trump ein großes Ärgernis. Anstatt wie erhofft, und
zuvor in Venezuela gelungen, einen schnellen Sieg zu erringen, wurde der
Angriffskrieg gegen den Iran zu einer Katastrophe für die USA, innen- wie
außenpolitisch.  Eine  erneute  Eskalation  versucht  der  US-Imperialismus



daher unbedingt zu vermeiden, und irgendwie einen für ihn akzeptablen Deal
zu erreichen.

Ob Trump jedoch bereit ist im Zweifelsfall Dinge zu tun, mit denen der US-
Imperial ismus  seinen  zionistischen  Kettenhund  tatsächlich
unmissverständlich klar macht, dass er zu gehorchen hat, wie Einstellung
von militärischen und finanziellen Hilfen, bleibt abzuwarten. So nah wie jetzt
war ein solches Szenario jedoch wohl noch nie in den bald drei Jahren der
US-gedeckten zionistischen Aggressionen.

Die  Kompliz:innenschaft  der
libanesischen Regierung
Die libanesische Regierung macht währenddessen wiederholt deutlich, dass
sie  bereit  ist,  so  gut  wie  alles  zu  akzeptieren.  Während die  IOF gezielt
Angehörige  der  regulären  Streitkräfte  tötete,  tat  die  Regierung  unter
Präsident Aoun nichts. Während ein Fünftel der libanesischen Bevölkerung
vertrieben und immer größere Teile des Landes besetzt und zerstört werden,
tut die Regierung nichts. Statt auf Widerstand setzt sie ihre Hoffnungen auf
eine  Vermittlung  durch  die  USA,  und  bietet  im  Gegenzug  devoteste
Unterordnung an. So war sie bereit für direkte Verhandlungen mit Israel, zu
dem der Libanon eigentlich keine diplomatischen Beziehungen führt. Eine
formelle Anerkennung Israels als Teil eines Friedensabkommens, im Sinne
der Abraham Accords, wären Aoun und Co. sicher bereit anzubieten. Und
sogar in der Frage der Entwaffnung der Hisbollah zeigten sie Bereitschaft,
die sie lange, aus berechtigter Angst vor einem (erneuten) Bürgerkrieg, nicht
hatten.

Doch all das reichte dem zionistischen Aggressor offensichtlich nicht, trotz
eines rein formalen Waffenstillstands bombardiert und zerstört er weiter,
ohne dass ein Ende in Sicht ist. Seit Beginn des Angriffskrieges am 2. März
wurden bereits mehr als 3.500 Menschen ermordet. Für die Regierung wird
es schwer sein, ihre Legitimität aufrecht zu erhalten, wo sie dem Terror
komplett  passiv  zuschaut.  Während gleichzeitig  die  Hisbollah Widerstand
gegen  den  Aggressor  leistet,  und  diesem  durch  Übernahme  der  in  der



Ukraine erprobten Drohnenkriegsführung immer wieder schmerzhafte Stiche
versetzt.

Doch auch wenn die Hisbollah – im Gegensatz zur Regierung – zumindest
militärischen Widerstand leistet, handelt es sich bei ihr genausowenig eine
vertrauenswürdige oder gar fortschrittliche Kraft wie bei der Regierung. Was
es stattdessen braucht, ist eine sozialistische Regierung der libanesischen
Arbeiter:innen und Massen, unabhängig davon, ob sie schiitisch, sunnitisch,
christlich oder einer anderen Religion zugehörig sind. Nur eine solche, und
mit  ihr  verbunden  libanesische  Arbeiter:innen  und  Bäuerinnenmilizen,
könnten  den  Libanon  angemessen  und  im  Interesse  seiner  gesamten
Bevölkerung  verteidigen!

Solidarität mit dem Libanesischen Volk
– Kampf den Mittäter:innen im eignen
Land!
Für uns gilt es, ohne Wenn und Aber an der Seite des libanesischen Volkes zu
stehen!  In unseren Heimatländern gegen diejenigen zu kämpfen,  die  die
Schlächter:innen von Libanon (und Palästina) unterstützen. Insbesondere in
Deutschland,  wo die Regierung ihre Zusammenarbeit  mit  der IOF weiter
intensiviert,  wo die israelische Waffenfirma Elbit Systems nun plant Joint
Ventures  und evtl.  sogar  eine  weitere  eigene  Fabrik  im mitteldeutschen
Sangershausen  zu  errichten.  Hier  gilt  es,  gegen  die  deutsche
Mittäter:innenschaft  zu  kämpfen,  Waffenproduktion-  und  lieferungen  zu
blockieren  und  jede  Zusammenarbeit  zu  verhindern!

So auch in den Universitäten, die aktiv mit zionistischen Universitäten an
Technologien forschen, die für den zionistischen Terror gegen Palästina und
den  Libanon  eingesetzt  werden.  Die  Vollversammlungen  an  den
Universitäten  in  Leipzig  und  Wien,  die  mit  großer  Mehrheit  für  einen
Akademischen Boykott stimmten, sind ein positives Beispiel, allerdings muss
dieser  Erfolg  jetzt  praktisch  gegen  die  Staatsräson-treue  Unileitung
erzwungen  werden!  Und  es  muss  insbesondere  in  den  Gewerkschaften



Dampf gemacht werden,  Maßnahmen zu ergreifen,  die Untersützung des
zionistischen Mordens durch die BRD und Österreich zu verhindern! Eine
besondere Rolle spielen dabei logistische Knotenpunkte wie der Flughafen
Halle-Leipzig  oder  der  Hamburger  Hafen.  Damit  dort  in  Zukunft
Waffenlieferungen in Richtung Israel nicht mehr durchkommen, müssen wir
Widerstand dagegen organisieren, wie es in vielen italienischen und anderen
Mittelmeer Häfen bereits gelungen ist!

1  Jahr  Hanau-  Wie  Rassismus
effektiv bekämpfen?
Von Leila Cheng

Dieses Jahr am 19./20. Februar jährt sich der rassistische Anschlag in Hanau,
der  zehn  Menschen  das  Leben  kostete.  Ihre  Namen  sind  inzwischen
Deutschland weit bekannt: Ferhat Unvar, Mercedes Kierpacz, Sedat Gürbüz,
Gökhan Gültekin, Hamza Kurtović,  Kaloyan Velkov, Vili  Viorel Păun, Said
Nesar  Hashemi,  Fatih  Saraçoğlu,  Gabriele  Rathjen.  Was  aber  auch
inzwischen jedem bekannt sein sollte ist, dass es sich bei Hanau um keinen
Einzelfall  handelte.  Die  Anschläge  in  Rostock-Lichtenhagen  August  1992
gegen Asylbewerber_Innen und vietnamesische Vertragsarbeiter_Innen, der
NSU  und  seine  Attentate  an  migrantischen  Ladenbesitzer_Innen,  der
Anschlag  auf  eine  Synagoge  letztes  Jahr  in  Halle  und  die  zahlreichen
Brandanschläge auf Asylheime, wo es allein 2015 mehr als 1000 Stück in
Deutschland  gab.  Dies  sind  nur  einige  Beispiele  einer  Mordserie  gegen
Migrant_Innen, gesellschaftlich Unterdrückte, aber auch Linke seit dem 2.
Weltkrieg  in  der  BRD.  Eine  wichtige  Rolle  spielten  dabei  auch  Polizei,
Gerichte und der Verfassungsschutz. Zum Beispiel bei der Verbrennung Oury
Jallohs 2005 durch die Polizei selbst, beim NSU 2.0, dessen Drohnachrichten
von  Polizeicomputern  kamen,  bei  der  Ermordung  Jorge  Gomondais,  als

https://onesolutionrevolution.de/1-jahr-hanau-wie-rassismus-effektiv-bekaempfen/
https://onesolutionrevolution.de/1-jahr-hanau-wie-rassismus-effektiv-bekaempfen/


gerichtliche und polizeiliche Daten einfach verschwanden oder auch bei den
NSU  Morden,  bei  denen  V-Männer  teilweise  anwesend  waren  oder
Informationen nicht  rausgegeben wurden.  Aber auch die  Ermordung von
Migrant_Innen an den Außengrenzen Europas, dass sie in Lagern wie das auf
Moria gesperrt und menschenunwürdig behandelt werden, ist ein Teil dieser
Mordserie.

Doch was müssen wir tun, damit dies endet?

Zuerst einmal ist es
wichtig den Zusammenhang nicht nur zwischen dem bürgerlichen Staat
und Rassismus, sondern auch der kapitalistischen Wirtschaftsweise und
dem Rassismus zu verstehen.

Rassismus hat seine
Wurzeln im kapitalistischen Nationalstaat: Mit der kapitalistischen
Wirtschaftsweise und der Ersetzung der feudalen durch die
industrielle Gesellschaft, mit der Ersetzung der Adelsherrschaft
durch die Bürgerliche entstanden neue Formen der Unterdrückung. Der
bürgerlich kapitalistische Staat steht stets in Konkurrenz mit
anderen Nationalstaaten um den größten Profit. Er vertritt dabei
das Gesamtinteresse der Kapitalist_Innen auf nationaler Ebene. Mit
der Kolonialisierung entstanden große imperialistische Mächte, wie
Deutschland, die USA oder Frankreich und ausgebeutete
Kolonialstaaten. Heute sind die meisten dieser Staaten zwar formal
selbstständig, aber politisch und wirtschaftlich immer noch
abhängig, weshalb wir sie Halbkolonien nennen. Die Kapitalist_innen
in den imperialistischen Staaten sammeln in ihrer Konkurrenz immer
mehr Kapital an, sodass die Anlagemöglichkeiten im eigenen Land
nicht mehr ausreichen. Deswegen müssen sie Ihr
Kapital auslagern. Viele investieren in
Halbkolonien, kaufen Fabriken, Land und Infrastruktur dort auf, wo
sie hohe Profite einfahren, Mensch und
Natur unter unwürdigen Bedingungen ausbeuten können. Dieses
Vorgehen muss mit diplomatischer, wirtschaftlicher oder mit
militärischer Gewalt durchgesetzt werden, wobei der bewaffnete Krieg



der krasseste Auswuchs ist. Rassismus legitimiert sowohl
Unterdrückung als auch ihre Durchsetzung,
indem er Menschen in rassische Kategorien einteilt, bei denen alle
nicht-weiße unzulänglich und damit zurecht benachteiligt oder
beherrscht sind. Aber er legitimiert damit auch die Ausbeutung
von z.B. Leiharbeiter_Innen im eigenen Land. Da er in die gesamte
Gesellschaft vordringt, also auch die Arbeiter_Innenklasse, sorgt er
für ihre Spaltung in Nationalitäten, den Ausschluss von
Migrant_Innen aus Gewerkschaften und sozialchauvinistische Ideologien
und verhindert somit einen gemeinsamen Kampf aller Unterdrückten.
Das kommt der herrschenden Klasse sehr gelegen.

Im imperialistische
Weltsystem rechtfertigt der Rassismus die Überausbeutung großer
Teile der Welt, die
Entsolidarisierung weiter Teile der Arbeiter_Innenklasse in
imperialistischen Nationen, sowie Kriege um Ressourcen
und Vorherrschaft.

Um Rassismus zu bekämpfen, müssen wir
daher auch den Kapitalismus bekämpfen. Dafür haben wir drei
wichtige antirassistische Forderungen aufgestellt, die erklären, wie
man vorgehen sollte.

Offene1.
Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für Alle!

An den Grenzen Europas werden derzeit
tausende Menschen ermordet. Sie ertrinken im Mittelmeer, sterben in
Lagern oder werden von rassistischen Milizen oder der Grenzpolizei
selbst angegriffen. Wir müssen diesen Morden ein Ende setzen, genau
wie dem EU-Imperialismus. Deswegen fordern wir die Zerschlagung von
Frontex oder ähnlichen Grenzpolizeieinheiten, genau wie die
Auflösung aller Lager an den europäischen Außengrenzen und die
uneingeschränkte Aufnahme der Geflüchteten in Europa. Um dies zu
ermöglichen brauchen wir eine



europaweite Vernetzung der antirassistischen und
Arbeiter_Innenbewegung. Aber warum gerade die Arbeiter_Innen? Bei
ihnen kommen einige wichtige Aspekte zusammen: Erstens sind sie keine
Nutznießer des Rassismus, ganz im Gegenteil, wie schon gesagt,
werden sie dadurch eher gespalten und gegeneinander ausgespielt,
während sie genau denen gegenüberstehen, die vom Imperialismus und
Rassismus profitieren, nämlich den Kapitalist_Innen. Zweitens haben
sie sehr mächtige Kampfmethoden, um Forderungen umzusetzen, nämlich
Streiks und Besetzungen von Betrieben, welche großen
wirtschaftlichen Schaden anrichten können. Drittens und am
wichtigsten schlummert in den Arbeiter_Innen die Grundlage für eine
solidarische Gesellschaft, da sie im Stande sind, eine Produktion
fernab von Profitzwang und Ausbeutung aufzubauen, sobald die Mittel
dazu aus den Händen der Kapitalist_Innen gerissen wurden. Die
Arbeiter_Innenbewegung muss sich dessen bewusst werden und sich aus
internationaler Solidarität für offenen Grenzen einsetzen!

Aber
auch die Menschen, die hier herkommen, werden noch ungleich
behandelt. Der staatliche Rassismus in Deutschland spiegelt sich
nicht nur darin wider, dass es rassistische Polizeikontrollen gibt,
oder Menschen bei der kleinsten Straftat, wie einem Ladendiebstahl,
abgeschoben werden können. Es gelten unter anderem auch
Arbeitsverbote für Migrant_Innen, die noch keine
Staatsbürger_Innenschaft haben. Nun ist Lohnarbeit natürlich
Ausbeutung und es gilt diese zu überwinden, aber innerhalb des
Kapitalismus sind alle Arbeiter_Innen abhängig von ihr. Viele
Migrant_Innen bleiben direkt abhängig vom Staat und dürfen nicht
arbeiten. Das verbreitet und reproduziert wieder rassistische
Klischees in der Arbeiter_Innenklasse und im Kleinbürger_Innentum
von den angeblich so „faulen“ Migrant_Innen. Außerdem drängt es
viele Migrant_Innen in die unterbezahlte Schwarzarbeit oder in
bestimmte Formen der Gang- und Drogenkriminalität. Deswegen ist es
mehr als nötig die Abschaffung jeder rechtlichen Benachteiligung von
Migrant_Innen und insbesondere der Arbeitsverbote zu fordern. Zudem



ist auch die Isolation in Sammelunterkünften ein großes Problem,
weil Geflüchtete dadurch kein selbstbestimmtes Leben führen können
und nur schwierig am öffentlichen Leben teilnehmen können. Her mit
der dezentralen Unterbringung durch Enteignung des leerstehenden
Wohnraumes, Spekulationsobjekte und Hotels!

Menschen sind oft aus bestimmten Gründen auf der Flucht. Viele fliehen vor
Armut, Umweltkatastrophen oder Kriegen. Deutschland spielt dabei mit der
Beteiligung in der NATO und mit massiven Waffenexporten, aber auch als
führender  Imperialist  in  der  EU  bei  der  Ausbeutung  von  afrikanischen
Wirtschaften, eine zentrale Rolle. Deswegen müssen wir hier anfangen, um
Fluchtursachen ein Ende zu setzen! Eine weitere zentrale Forderung ist die
Vergesellschaftung von Rüstungskonzernen und allen weiteren Konzernen/
Unternehmen,  die  von  Krieg,  Flucht  und  dem rassistischen  Lagersystem
profitieren.  Sie  müssen  unter  Kontrolle  der  Belegschafteb  zu  einer
Produktion umgebaut werden, die unsere Bedürfnisse befriedigen, statt nur
für  Krieg  und  Leid  zu  sorgen!  Zudem  müssen  die  NATO  und  andere
imperialistische Militärbündnisse zerschlagen werden, denn sie stehen für
ständiges  Aufrüsten  zwischen imperialistischen Machtblöcken,  Kriege  um
Ressourcen, Einfluss und weltweite Durchsetzung von Unterdrückung.

2. Schluss mit Angriffen und Terrorismus Migrant_Innen und Linke!

Hanau, Halle, Rostock-Lichtenhagen.
Jorge Gomondai, Silvio Meier, Amadeu Antonio Kiowa. Rassistische
Angriffe und Terrorismus gegen Linke und Migrant_Innen sind in der
BRD Alltag. Im Kampf dagegen können wir uns auf Staat und Justiz
nicht verlassen. Stattdessen müssen wir uns dagegen organisieren.
Wir brauchen
Arbeiter_Innenmilizen
zur Selbstverteidigung. Diese müssen kollektiv, massenhaft
organisiert und vor allem wähl und abwählbar sein. Sie sind
notwendig, wenn wir uns effektiv gegen neonazistische Angriffe wehren
wollen.

Weiterhin muss der Verfassungsschutz



zerschlagen werden, denn er hat unfassbar viele Agenten in den Reihen
von Neonazi-Gruppen. Das Problem ist, dass dies auch Doppelagenten
der Neonazis sein könnten und es oft schon waren. Außerdem schützt
der Verfassungsschutz seine Agenten/Ansprechpartner so sehr, dass
selbst der Tod anderer Menschen in Kauf genommen wird. Bei den
NSU-Morden hatte der Verfassungsschutz viele Infos, die über Jahre
einfach nicht herausgegeben wurden. Bei einem der letzten Morde war
ein Verfassungsschutz-Mitarbeiter anwesend und wollte angeblich
nichts gesehen haben. Dieser wurde wegen Zeugenschutz nie verurteilt.

Lasst  uns  den  antirassistischen  mit  dem  antikapitalistischen  Kampf
verbinden,  denn  die  massenhafte  Unsicherheit  und  Angst  gerade  in
kapitalistischen  Krisen  sind  Anknüpfungspunkte  für  die  rücksichtslosen
Ideen faschistischer  Ideologien.  Da es  im Kapitalismus immer wieder  zu
Krisen kommt, müssen wir den Kapitalismus selbst überwinden und dafür
sorgen, dass kein Mensch mehr in Angst oder Unsicherheit leben muss! Da
die Arbeiter_Innenklasse die Kraft ist, die diese neue Gesellschaft aufbauen
kann, müssen ihr Organe auch alle rassistisch Unterdrückte sowie deren
Organisationen  ansprechen,  indem  ihnen  alle  nötigen  Rechte  darin
zugestanden werden und der gemeinsame Kampf zwischen weiße und nicht-
weiße  Arbeiter_Innen  den  Rassismus  dahingehend  überwindet,  dass  der
eigentliche  Gegner  Kapitalismus  heißt!  Wir  wollen  den  Aufbau  einer
internationalen Antikrisenbewegung angehen, die sich gegen Militarismus,
Rassismus, imperialistische Kriege und die Abwälzung der Krisenkosten auf
die Arbeiter_Innenklasse und Halbkolonien einsetzt. Wir müssen dafür vor
allem auf die Führung von Linkspartei und SPD Druck ausüben, und deren
Basis selbst ein solides revolutionäres Programm vorschlagen, für dass wir in
den Gewerkschaften und auf der Straße eintreten.

3. Abschaffung von rassistischer Polizei und Gerichten!

Polizei, Gerichte, aber auch die
staatliche Gesetzgebung sind die nationale Vertretung des Kapitals.
Sie sind es auch, die strukturell rassistisch sind. Das liegt nicht
daran, dass dort nur rechte Menschen arbeiten würden. Vielmehr ist
es so, dass sie das nationale Interesse des Kapitals zuerst vertreten



müssen. So werden Waffenexporte abgesichert, Migrant_Innen als
„Kostenfaktor“ abgeschoben, die Ausbeutung von billigen
Leiharbeiter_Innen legitimiert
und so weiter. Dies alles führt, neben der allgemeinen
Sozialisierung in der bürgerlichen Gesellschaft, zu einem
chauvinistischen und rassistischen Weltbild.

Deswegen fordern wir die Abschaffung/
Zerschlagung von der Polizei und ihre Ersetzung durch kollektive,
demokratische, organisierte Selbstverteidigung
(Arbeiter_Innenmilizen). Auch Gerichte schützen allzu oft
rassistische Gesetze und bürgerliche Eigentumsverhältnisse und sind
nicht demokratisch legitimiert, obwohl sie viel Macht haben. Deswegen
wollen wir sie durch gewählte
(und abwählbare) sowie rechenschaftspflichtige Tribunalen ersetzen,
die im Sinne unserer internationalen Klasse entscheiden. Dahingehend
soll ein Sofortprogramm der Arbeiter_Innenklasse unter Kontrolle von
Gewerkschaften, Komitees und Räten erarbeitet werden.

Da bürgerliche Staaten im Kapitalismus
sich immer durch strukturellen Rassismus auszeichnen, müssen wir sie
durch einen revolutionären Umsturz abschaffen und durch eine
international vernetzte Rätedemokratie ersetzten. Dafür müssen
alle internationalen Kernindustrien enteignet und unter
Arbeiter_Innenkontrolle vergesellschaftet werden. Denn die politische
und militärische Macht ist immer ein Resultat der ökonomischen
Bedingungen. Eine Gesellschaft nach dem Kapitalismus würde eine
demokratische Planung der Wirtschaft nach Bedürfnissen statt Profit
umsetzen. Dies wird die Überausbeutung der halbkolonialen Länder
abschaffen, weil sich das Kapital nicht mehr in den Händen weniger
Großkonzerne in imperialistischen Staaten konzentrieren würden und
weil die Wirtschaft nicht mehr auf Profit ausgelegt wäre. Dem
Rassismus wäre seine Grundlage entzogen, denn seine unmittelbaren
Ursachen wären abgeschafft!



Kampf  dem  antimuslimischen
Rassismus! Wir lassen uns nicht
durch Terror spalten!
REVOLUTION Austria, 9. November 2020

Der  Terroranschlag  vom 2.  November  war  und ist  weiterhin  ein  großer
Schock für uns alle. Unsere volle Solidarität und Anteilnahme gelten den
Betroffenen  und  Angehörigen.  Gleichzeitig  müssen  wir  auch  leider
feststellen, dass das politische Klima seither gerade für Muslim_Innen bzw.
jene die als solche wahrgenommen werden äußerst beängstigend geworden
ist.  Ob auf  der  Straße,  auf  sozialen Netzwerken oder in  den politischen
Antworten der Regierungsparteien – überall ist zu sehen, wie Hass und Hetze
sowohl unterschwellig als auch in ganz offener Form zunehmen. Daher legen
wir den folgenden Artikel aus dem vergangenen Jahr in einer aktualisierten
Fassung neu auf.   Wir lassen uns durch den Terror weder spalten noch
einschüchtern  –  der  Kampf  gegen  Terrorismus  muss  mit  dem
antirassistischen  Kampf  Hand  in  Hand  gehen.

Der  antimuslimische  Rassismus  erlebt  seit  Jahren  einen  enormen
gesellschaftlichen Aufschwung. Es ist auch längst kein Problem mehr, das
sich auf rechte bis rechtsradikale Fanatiker_Innen beschränkt, sondern ein
gesamtgesellschaftliches  Problem,  das  die  sogenannte  politische  Mitte
ebenso betrifft, und selbst in linken Spektren ein großes Problem darstellt.
Mittlerweile sind wir an einem Punkt, an dem rassistische Übergriffe gegen
Muslim_Innen und im Speziellen gegen muslimische Frauen, zur tagtäglichen
Realität  geworden  sind.  Vor  allem  jetzt  nach  dem  Anschlag  fluten
schockierende  Berichte  über  ekelhafte  Angriffe  und  Diskriminierung  die
sozialen Netzwerke.  Von tätlichen Angriffen,  Beschimpfungen auf  offener
Straße, bis hin zu Schweinekadavern die an Orten hinterlassen werden, wo
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Muslim_Innen sich befinden ist alles mit dabei. In Kärnten zwang sogar eine
Lehrkraft eine muslimische Schülerin ein Referat über Terrorismus zu halten
und  sich  dabei  ausdrücklich  davon  zu  distanzieren,  so  als  ob  sie  dafür
verantwortlich wäre. Das ist rassistisch, ekelhaft und psychischer Terror. Die
Situation war davor ohnehin schon nicht einfach. Das hat auch der 2019
veröffentlichte  Report  der  Dokumentations-  und  Beratungsstelle
Islamfeindlichkeit und antimuslimischer Rassismus deutlich belegt: Von 2017
auf 2018 gab es einen Anstieg von 74% (!) der dokumentierten rassistischen
Vorfälle und ganze 83% richteten sich gegen Frauen. Doch woher kommt der
antimuslimische Rassismus? Was sind seine besonderen Qualitäten?

Der
moderne antimuslimische Rassismus ist ein relativ neues Phänomen.
Zugleich wurzeln viele der heute präsenten Bilder jahrhundertelang in
die europäische Geschichte zurück. Darstellungen des sogenannten Orients
als primitiv, rückständig und despotisch im Vergleich zum modernen und
aufgeklärten Westen oder das in Europa verbreitete Schreckbild des
expandierenden Osmanischen Reiches als Bedrohung des christlichen
Abendlands haben eine lange Geschichte und werden im modernen
antimuslimischen Rassismus oftmals wieder aufgegriffen und auf die
„Rasse“, „Natur“ oder „Kultur“ der Betroffenen zurückgeführt.

Mit dem „Krieg gegen den Terror“ ab Anfang des Jahrtausends wurden in
Europa  alte  Feindbilder  wie  Rassismus  gegen  Osteuropäer_Innen  oder
Jüd_Innen vermehrt durch einen Rassismus gegen Muslim_Innen abgelöst.
Rassismus selbst hat seinen Ursprung im Kolonialismus des 19. Jahrhunderts
in dem weiße Europäer_Innen den “unterentwickelten Völkern” vermeintlich
Kultur und Zivilisation bringen würden. Natürlich ging es aber darum die
brutale Ausbeutung und Versklavung sowie die hierarchische Überlegenheit
zu  legitimieren  und  zu  festigen.  Dabei  hatte  auch  der  antimuslimische
Rassismus im Zuge der Kolonisierung der islamischen Welt seine Funktion
als Rechtfertigungsideologie zu erfüllen. Ein angeblich seit Jahrhunderten
existierender  Kulturkampf  wie  er  teilweise  von  Rechten  wie  u.a.  den
Identitären  oder  dem Christchurch-Attentäter  beschworen wird,  ist  reine
Fiktion.  Willkürlich  werden  geschichtliche  Ereignisse  wie  die



Türkenbelagerungen oder die Reconquista zu einem geschichtlichen Motiv
vermischt. Mit historischer Realität hat das wenig zu tun. Die allermeisten
und auch die blutigsten Kriege wurde nämlich nicht zwischen Europa und
dem  Islam  ausgefochten,  sondern  zwischen  den  diversen  europäischen
Mächten.

Die  Gefahr  einer  angeblichen  ständigen  Bedrohung  einer  Invasion  oder
Umvolkung ist nicht ohne Grund auch ein Bild das häufig von rechten, wie
der FPÖ, AfD, Identitären etc. quasi in einer Dauerschleife gebracht wird.
Dabei spielt  die tatsächliche Religionszugehörigkeit oder -ausübung keine
Rolle.  Die  Betroffenen  werden  als  homogene  Masse  bzw.  als  „Rasse“
wahrgenommen. Um ihren Rassismus zu verschleiern versteckt  man sich
dann oft hinter kulturalistischen Verklärungen, die dann von deren Werten,
Bräuche, Traditionen etc. sprechen, wo jedoch klar ist, dass die Begriffe nur
den verpönten Rassebegriff ersetzen. Rassistische Übergriffe werden auch so
gut  wie  nie  als  solche  behandelt,  sondern  unter  dem  Deckmantel  der
Fremdenfeindlichkeit verharmlost. Nun ist es aber so, dass nur bestimmte
„Fremde“  angegriffen  werden.  Weiße  Europäer_Innen  mit  anderen
Staatsbürger_Innenschaften  sind  nicht  Ziel  von  Übergriffen;  der  Begriff
Fremdenfeindlichkeit  verschleiert echten Rassismus. Gerade in Bezug auf
Religion wird auch oft das Argument gebracht, dass man nicht von Rassismus
sprechen könne,  weil  Religion eine  individuelle  Entscheidung bzw.  keine
biologische Tatsache ist. Das Individuum und sein Verhalten spielt aber kaum
eine Rolle. Betroffene werden auf Basis rassistischer Kategorien (Aussehen,
Kleidung,  Sprache  etc.)  als  solche  wahrgenommen  und  diskriminiert,
unabhängig  davon  ob  und  wie  religiös  sie  nun  tatsächlich  sind.  Bei
Übergriffen werden die Betroffenen ja auch nicht im Vorhinein gefragt wie
sie es nun mit der Religion halten würden. Das öffentliche Ausleben der
Religion  bzw.  das  Tragen  religiös  konnotierter  Kleidung  erhöht  jedoch
beträchtlich die Gefahr rassistisch angegriffen zu werden und führt zu einer
Situation  in  der  Betroffene  oftmals  sich  nicht  mehr  trauen  in  die
Öffentlichkeit zu treten, wie auch die Gegenwart gerade auf erschreckende
Art und Weise zeigt.

Eine Besonderheit des antimuslimischen Rassismus ist die Verschränkung



mit  dem  Terror.  Insbesondere  seit  9/11  kann  man  einen  qualitativen
Umbruch  beobachten.  Sicherheitspolitik,  Verschärfungen  im  Flugverkehr
etc.  wurden  stets  mit  einer  „islam(isti)ischen  Gefahr“  in  Verbindung
gebracht.  Durch die ständige mediale Verschränkung, dem sog. Framing,
wurde ein Bild geprägt, das den Islam als „böse Terrorreligion“ darstellt, und
Betroffene unter den Generalverdacht, Terrorist_Innen zu sein, stellt. Letztes
Jahr sprach die FPÖ unter ihrem damaligen Parteichef H.C. Strache bspw.
davon, dass es in Wien „150 islamische Kindergärten, wo mit Hasspredigten
die Kinder zu Märtyrern erzogen werden sollen“ gäbe.

Es  ist  unglaublich  frustrierend  mitzuverfolgen,  wie  auch  aktuell  viele
Muslim_Innen sich in der Rolle sehen sich für diesen Anschlag entschuldigen
zu müssen oder überhaupt erst bezeugen zu müssen, dass man diesen Terror
ablehnt.  Der  Anschlag  galt  uns  allen,  und  trotzdem  attackierten  viele
Menschen  Muslim_Innen,  die  ihre  Anteilnahme,  Trauer  oder  Angst
ausdrückten. Schlimmer noch nutzen gerade Rechte wie die FPÖ oder die
Identitären den Anschlag um ihre rassistische Propaganda zu befeuern.

Die zutiefst rassistischen und reaktionären Antworten auf solche Anschläge
verschleiern zudem das Muslim_Innen selbst am allermeisten betroffen sind
von extremistischen Terror.  Von 2001 bis  2014 sind in  Westeuropa 420
Menschen durch Terror gestorben. Allein im Irak sind in demselben Zeitraum
42.759 Menschen wegen Anschlägen gestorben.  In Afghanistan waren es
16.888, in Pakistan 13.524, in Nigeria 11.997 – die Zahlen zeigen eindeutig:
Weder ist es so, dass der “islamistische” Terror die größte Gefahr Europas
sei  (es  ist  statistisch  um  einiges  wahrscheinlicher  in  einen  tödlichen
Autounfall zu geraten als durch einen Terroranschlag zu sterben), noch ist es
so, dass es ein Kampf zwischen dem „Islamismus“ und dem Westen ist. So
fand auch am selben Tag in Afghanistan ein widerwärtiger Terroranschlag
auf dem Gelände der Universität Kabul statt, bei dem über 35 Menschen ums
Leben gekommen sind.

Sicherlich mögen Zahlen, Vergleiche und Wahrscheinlichkeiten
den Betroffenen hier aktuell wenig bringen, doch eins ist klar: Wir
dürfen uns jetzt nicht spalten lassen, denn das spielt dem IS in die
Hände und schafft nur noch mehr Nährboden für seine Ideologie. Der



Anschlag hat Menschen das Leben gekostet, viele traumatisiert und ein
Klima von Angst und Verunsicherung geschaffen. Die Frage nach den
Ursprüngen von Terroranschlägen und wieso nach außen hin diese scheinbar
fast immer im Namen des Islams ausgeübt werden, beschäftigt gerade
viele. Dem müssen wir zweierlei entgegnen.

Erstens liegens die Ursprünge von Terrororganisationen und Netzwerken wie
Al-Qaida oder dem IS in Ländern wie dem Irak, Afghanistan, Syrien etc. also
allesamt Regionen die durch jahrelange imperialistische Kriege (man denke
bspw.  an  den  Irak-Krieg  wo  es  primär  um  geopolitische  sowie  US-
amerikanische Erdölinteressen ging) nahezu komplett zerstört und zerbombt
wurden  und  Generationen  an  Menschen  hinterließen,  die  jegliche
Perspektive verloren haben. Die desaströse politische, wirtschaftliche und
soziale Lebensrealität der Betroffenen bietet einen Nährboden, unter dem
sich  Menschen  schnell  radikalisieren  lassen,  den  Terrorrist_Innen  auch
bewusst  ausnutzen.  Ihre  Ideologie  gibt  solchen  Menschen  vermeintliche
Erklärungen  für  die  Zustände  unter  denen  sie  leben  müssen  und  eine
übergeordnete Identifikation mit einem höheren Ziel dem sie ihr Leben nun
wieder verschreiben können. Der absolute Großteil der in diesen Regionen
ansässigen Zivilbevölkerung lehnt aber diese Netzwerke und Organisationen
komplett  ab,  da sie  die  Länder  genauso mit  Terror,  Tod und Schrecken
übersäen.

Zweitens mag nach außen die Ideologie des IS, der Dschihadismus, sich zwar
als Religion präsentieren, doch hier muss in aller Klarheit gesagt werden,
dass  es  sich  nur  einen  Deckmantel  handelt.  Es  geht  hier  um beinharte
politische Machtansprüche und ideologische Kämpfe. Viel eher muss man
sagen,  dass  der  Dschihadismus  den  Islam,  so  wie  er  von  Muslim_Innen
weltweit  ausgeübt  wird,  eigentlich  fast  gänzlich  ablehnt.  In  vielen
ideologischen Schriften sehen sie Muslim_Innen, als die weitaus schlimmeren
Feinde als bloße „Ungläubige“. Sie gelten als Verräter an der Sache, Sünder
und  als  ideologische  Gefahr,  zumal  die  meisten  offiziellen  islamischen
Institutionen  und  Glaubensgemeinschaften  allesamt  den  Dschihadismus
verurteilen.

Das



Religionen als Vehikel für politischer Machtkämpfe genutzt werden, ist
auch keine Neuheit in der Menschheitsgeschichte. Gerade das Christentum
hat eine lange Geschichte von Kreuzzügen, und kriegerischen
Auseinandersetzungen – der dreißigjährige Krieg oder auch in jüngerer
Geschichte der Nordirlandkonflikt können hierfür als Beispiele dienen.
Auch die Methode des Terrors ist keine Eigenheit des Dschihadismus. In
der Region um Uganda verübt die „Lord‘s Resisstance Army“ seit den 80ern
regelmäßig Terroranschläge mit dem Ziel einen christlichen Gottesstaat
zu etablieren. In den 90ern machte eine in Asien ansässige religiöse
Gruppe, die dem Shintoismus-Buddhismus zuzuordnen ist, durch
Giftgasanschläge in Tokyo auf sich aufmerksam. Der seit Jahren
fortlaufende Rechtsruck in Europa hat auch hier zufolge gehabt, dass es
zu mehr rechtsradikalen Terroranschlägen (wie in Utöya, Christchurch
oder Hanau) kam – die Täter sprachen in ihren Manifesten auch stets
davon, das christliche Abendland retten zu müssen.

Um es nochmal
zu betonen, die inhaltliche Qualität von Religionen spielt dabei kaum
eine Rolle für den Terrorismus, da sie primär politische Ideologien
sind, die Religionen als Deckmantel und Projektionsfläche nutzen. Unsere
Aufgabe muss sein solidarisch gegen religiösen Terror zu kämpfen und
die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Probleme anzusprechen,
die dahinterstecken. Ein konsequenter Kampf gegen den Terror kann daher
auch nur internationalistischer und vor allem antiimperialistischer
Kampf sein!

Zurück zum antimuslimischen Rassismus, denn eine weitere Besonderheit
sieht man bei dem Vergleich mit rechtsradikalen Terroranschlägen. Während
bei jedem “islamistischen” Terroranschlag die Täter_Innen als diabolische
Märtyrer_Innen  bezeichnet,  alle  rassistischen  Klischees  ausgepackt  und
wiederum  die  größte  Gefahr  für  Europa  beschworen  wird,  wird  bei
rechtsradikalen  Anschlägen  ungemein  verharmlost  und  psychologisiert.
Rechtsradikale Anschläge, wie der des Attentäters von Christchurch, der bei
einem  Angriff  auf  zwei  Moscheen  50  Menschen  tötete,  werden  als
individuelle Tragödien dargestellt. Die Taten werden entpolitisiert, und mehr



als  Ergebnis  psychologischer  Probleme verklärt.  In  der  Berichterstattung
wird nach der Kindheit, der Lebensgeschichte etc. gefragt und es entsteht
letztlich der Eindruck, dass solche Täter_Innen bemitleidenswerte Opfer der
Gesellschaft wären. Es passt nun mal nicht in das jahrelang von Medien und
Politiker_Innen  geschaffene  Bild  des  „islamistischen“  Terrors,  dass  auch
rechtsradikale und christlich geprägte Menschen Terroranschläge ausüben.
Das Leid der wahren Betroffenen geht dabei komplett unter. Die Message ist
klar: Die Betroffenen sind weniger wert, ihr Leid unwichtiger, weil sie nun
mal  nicht  zu  dem  völkisch  bzw.  rassistisch  gedachten  „uns“  gehören.
Außerdem wird die Gefahr des Faschismus deutlich und bewusst verklärt,
der  deutliche  Anstieg  verschwiegen  und  der  politische  Kontext  des
internationalen  Rechtsrucks  verschleiert.

Antimuslimischer
Rassismus, ob in Österreich oder anderswo, muss bekämpft werden –
gemeinsam, solidarisch und internationalistisch. Wir dürfen uns nicht in
rassistische, völkische oder nationalistische Kategorien spalten lassen
– auch jetzt angesichts des Terroranschlags erst recht nicht – und
müssen stattdessen aufzeigen, dass die sozialen und ökonomischen
Probleme in unserer Klassengesellschaft wurzeln. Wir müssen an den Orten
wo wir uns befinden, egal ob Schule, Uni oder Arbeit uns organisieren
und dürfen zugleich den internationalen Rechtsruck und die rassistischen
Angriffe nicht mehr so einfach hinnehmen. Antirassistisch zu sein,
bedeutet auch konsequent Widerstand zu leisten und dem antimuslimischen
Rassismus den Kampf anzusagen!

Faschistischer Terror in Halle –
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Kein Einzelfall!
von Christian Mayer und Lukas Müller

Am vergangenen Mittwoch, den 09.10.2019, griff  ein schwer bewaffneter
Nazi eine Synagoge in Halle/Saale (Sachsen-Anhalt) an. Dieses Datum war
kein Zufall: An diesem Tag feierten die Jüd_innen Yom Kippur, den höchsten
jüdischen Feiertag. Zum Zeitpunkt des Angriffs befanden sich etwa 70 bis 80
Personen in der Synagoge. Glücklicher weiße, so muss man es formulieren,
hielt die Tür dem Beschuss stand und es gab kein Blutbad. Neben einigen
Schusswaffen  und  scharfer  Munition  hatte  der  Nazi  auch  vier  Kilo
Sprengstoff in seinem Auto geladen und zudem eine Kampfmontur aus einem
Stahlhelm, einer schusssicheren Weste sowie einer Art „Uniform“.

Mögliche Ziele

In seinem wirren „Manifest“ was sich über drei Seiten erstreckt, schreibt der
Angreifer,  dass  er  mehrere  Ziele  im  Visier  hatte.  Zunächst,  so  sein
ursprünglicher Plan, wollte er ein linkes Zentrum angreifen. Warum er dies
nicht in die Tat umsetzte, ist unklar. Weiter schreibt er, er wollte stattdessen
eine Moschee angreifen, da Muslime in seinen Worten „schlimmer sein“ als
Linke. Am Ende entschied er sich allerdings aus seinem antisemitischen Hass
heraus, eine Synagoge anzugreifen. Als Vorbild diente ihm hierbei offenbar
der  Terroranschlag  eines  Faschisten  vor  ein  paar  Monaten  im
neuseeländischen  Christchurch,  der  in  zwei  Moscheen  insgesamt  51
Menschen  brutal  ermordete.

Nachdem  sein  Angriff  auf  die  Synagoge,  bei  dem  er  neben  einigen
antisemitischen  Ausfällen  auch  den  Holocaust  leugnete,  gescheitert  war,
flüchtete  er  in  Richtung  seines  Autos.  Unterwegs  ermordete  er  beim
jüdischen Friedhof noch eine Frau, die dort zufällig unterwegs war. Als Motiv
kann man „Hass auf  Frauen“ durchaus in  Betracht  ziehen,  da er  neben
Jüd_Innen, Muslim_Innen und Linken auch den Feminismus als Ursache allen
Übels in der Welt sah. Als er auf seiner Flucht quer durch Halle noch an
einem Dönerladen vorbeikam, stieg er aus seinem Auto aus, stürmte auf den
Laden zu und ermordete dort  willkürlich einen 20-Jährigen.  Nach kurzer
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Flucht mit seinem Auto wurde er anschließend etwa 15 Kilometer weiter von
einem SEK verhaftet.

Faschistische Netzwerke

Dass  Nazis  mordend  durch  die  BRD ziehen  ist  eigentlich  nichts  Neues.
Spätestens seit dem Ende des sogenannten „NSU“ vor acht Jahren wissen
wir,  dass  Nazis  unbehelligt  Menschen  töten  können,  ohne  dass  der
bürgerliche Staat etwas dagegen unternimmt. Im Gegenteil: Gerade der NSU
hat  sehr  deutlich  gezeigt,  wie  perfekt  das  Zusammenspiel  von
Geheimdiensten wie dem Verfassungsschutz und Nazis funktioniert. So war
bei einem der NSU-Morde in einem Internetcafe in Kassel auch ein V-Mann
anwesend,  der  von  diesem  Mord  aber  nichts  gewusst  haben  wollte.
Besondere Brisanz erhielt das Verfahren, als „plötzlich“ ehemalige V-Männer
und Kronzeugen im NSU-Prozess  starben und Akten,  die  möglicherweise
brisantes Informationsmaterial enthielten, „ausversehen“ im Aktenvernichter
landeten und geschreddert wurden.

Auch andere Nazi-Terrorgruppen können in aller Seelenruhe ihre tödlichen
Pläne  aushecken  und  Anschläge  vorbereiten.  Man braucht  dabei  nur  an
Gruppen wie „Revolution Chemnitz“ oder an „Nordkreuz“ zu denken. Dass
diese Gruppen Todeslisten von ihren politischen Gegner_Innen erstellen und
austauschen, sowie Material zur „Leichenbeseitigung“ erwerben, zeigt, dass
die faschistischen Terrornetzwerke auf wirklich alles vorbereitet sind. Längst
ist dabei auch klar geworden, dass solche Gruppen und Personen nicht nur
schwer bewaffnet und maximal gewaltbereit sind, sondern dazu auch noch
bestens  vernetzt  und  auf  große  Unterstützernetzwerke  zurückgreifen
können. Die von staatlicher Seite viel beschworene „Einzeltäterthese“ und
die vielen „Einzelfälle“,  sind der Versuch das Ausmaß der faschistischen
Netzwerke,  wie  die  Verstrickung  staatlicher  Behörden  in  diese,  zu
vertuschen.

Rechtsruck

Was wir bei solchen Anschlägen sehen, ist letztlich nur der radikalste und
extremste Ausdruck des gesamtgesellschaftlichen Rechtsrucks. Vor allem der



AfD kommt hier eine entscheidende Rolle zu. Diese Partei ist es, die durch ihr
Erstarken und ihre  Polarisierung den gesellschaftlichen Diskurs  und alle
anderen Parteien nach rechts vor sich hertreibt. Diese Partei bereitet den
ideologischen Boden für Terroranschläge wie in Halle oder in Kassel  am
dortigen  Regierungspräsidenten.  Durch  die  massive  Hetze  gegen
Migrant_Innen,  Refugees,  PoC’s,  die  LGBTTIQA-Community  und  ihre
Unterstützer_Innen, ermutigt die AfD Leute wie Stefan Ernst, Stephan Baille
und andere Nazis, zur Tat zu schreiten und ihre mörderischen Phantasien
umzusetzen. Nicht zuletzt ihrem faschistischen Vordenker Bernd Höcke vom
rechtsextremen  „Flügel“  und  seinem  Gefolge  in  den  Parlamenten  wie
Andreas Kalbitz ist es zu verdanken, dass sich faschistische Kräfte wie etwa
Freie Kameradschaften, Autonome Nationalisten oder auch die Nazi-Hipster
der Identitären wie auch die verwirrten Pegida-Naziomas und -opas zu dieser
Partei hingezogen fühlen.

Widerstand und Selbstschutz

Was wir gegen den Rechtsruck im Allgemeinen und gegen faschistischen
Terror im Besonderen brauchen, ist eine bundesweit gut vernetzte und lokal
verankerte  Bündnisstruktur  aus  allen  linken  Organisationen  und
Organisationen  der  Arbeiter_Innenklasse.  Unabhängig  von  inhaltlichen
Differenzen  muss  eine  solche  Einheitsfront  gemeinsam  und  massenhaft
Widerstand  auf  allen  Ebenen  organisieren,  auch  durch  militante
Selbstverteidigungsstrukturen. Auf den Staat und seine Behörden, wie Polizei
oder  Verfassungsschutz,  ist  dabei  kein  Verlass.  Im Gegenteil,  diese  sind
selbst von faschistischen Netzwerken durchzogen.

Kampf dem Rassismus und Antisemitismus auf allen Ebenen!

Für massenhafte gemeinsame Aktionen der gesamten Linken und der
Arbeiter_Innenbewegung!

Kein Vertrauen in staatliche Behörden! Zerschlagt die faschistischen
Netzwerke selbst und organisiert militante Selbstschutzstrukturen!



Der  Kampf  in  Kurdistan:
Entwicklungen und Perspektiven
Während in den letzten Wochen vor allem die Geschehnisse um Gaza
und  Israel  in  der  medialen  Landschaft  im  Vordergrund  standen,
richtet sich der Blick nun auf Kurdistan, wo sich die Massaker der
islamisch-fundamentalistischen Gruppe „IS“ (Islamischer Staat, auch
bekannt als ISIS) weiter verschärfen und die dort lebenden Menschen
zunehmend bedrohen.

Besonders betroffen waren hierbei zuletzt vor allem die Orte Kobanê, wo der
IS versucht die drei kurdischen Kantone der Rojava-Region zu spalten und
die im Irak gelegene Stadt Shingal in der Nähe Mossuls, wo die IS die in
ihren Augen „ungläubigen“ Yezid_innen massakrierte und vergewaltigte, ihre
Heiligtümer  und  die  der  Alevit_innen  zerstörte  und  folglich  eine
Massenflucht auslöste. Viele flüchteten in die Berge des Sindschar-Gebirges
und verdursteten  teilweise  bei  40  Grad –  umzingelt  vom IS.  Inzwischen
konnten Truppen der kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG / YPJ) die
Eingeschlossenen teilweise befreien, nachdem sich zuvor die Peschmerga –
Truppen („die dem Tod ins Auge sehen“) der KDP / PUK – nahezu kampflos
zurückgezogen  hatten.  50.000  Yezid_innen  sind  vom  religiösen  Terror
bedroht, werden vertrieben und ermordet, 1,5 Millionen Menschen sind in
der gesamten Region auf der Flucht. Betrachten wir zunächst, wer überhaupt
dieser IS ist, die überall, wo sie auftaucht, Gräuel hinterlässt.

Das erklärte Ziel des IS ist der gewalttätige Aufbau eines Kalifats im Nahen
Osten – einem streng auf den Traditionen des Islam aufgebauten Staat. Er
besaß damals  je  nach Schätzung lediglich  5.000 –  15.000 Kämpfer.  Wie
konnte es also dazu kommen, dass diese Gruppe inzwischen große Teile
Syriens  und  des  Iraks  kontrolliert?  Die  Stärke  des  IS  ist  letztlich  ein
zurückkehrender  Bumerang einer  gescheiterten  US-Politik  im Irak.  Nach
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dem Sturz Husseins 2003 installierte die USA eine Marionettenregierung,
was ihr den Zugang zu den irakischen Ölfeldern sichern sollte. Diese neue,
schiitische  Regierung  unterdrückte  die  sunnitische  Bevölkerung  in
demselben Masse, wie sie zuvor umgekehrt vom Sunniten Saddam Hussein
unterdrückt wurden.

Sunnit_innen  und  Schiit_innen  sind  Anhänger  zweier  verschiedenen
Strömungen innerhalb des Islam, die vor ca. 1300 Jahren entstanden sind. Im
heutigen Konflikt geht es aber vor allem um eines: Sicherung von Öl und
damit  Macht,  wobei  beide  Seiten  von  ihren  Eliten  unter  dem religiösen
Mantel gegeneinander ausgespielt  werden und der Hass dadurch ständig
reproduziert  wird.  Im Irak  sind  dabei  die  Schiit_innen  in  der  Mehrheit,
obwohl weltweit ca. 90 % aller Muslime sunnitisch sind.

Die USA machten sich im Irak während ihrer Besetzungszeit  bekanntlich
keinen ruhmvollen Namen und trug zur Spaltung zwischen Sunnit_innen,
Schiit_innen und Kurd_innen bei. Das führte im Irak bald zum Auftreten Al-
Kaidas, die ganz neben bei gesagt in den 80ern durch die USA mit aufgebaut
wurde, um die Sowjetunion aus Afghanistan zu vertreiben. 2013 stieg die bis
dahin im Irak durch ihren Terror eher unpopulär gebliebene Al-Kaida in den
syrischen Bürgerkrieg ein und terrorisierte die dortigen Bewegungen. Dort
spaltete  sich  der  IS  von  Al-Kaida  ab,  erfuhr  aber  ähnlich  wie  im  Irak
Widerstand aus der Bevölkerung, auch erste Kämpfe mit Kurd_innen fanden
statt und Anfang 2014 war die IS vorerst zurückgeschlagen. Das sie im Juni
dann derart schnell stärker als zuvor wurde, geht im Wesentlichen auf das
Konto  Nuri  al-Malikis,  dem  inzwischen  zurückgetretenen  schiitischen
Präsidenten  des  Irak  und  Ex-Marionette  der  USA.

Q u e l l e :
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Im Juni 2013 kam es in einigen Städten zu ersten sunnitischen Widerständen
gegen  das  Maliki  –  Regime,  welche  bald  von  diesem  bombardiert  und
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belagert wurden. Der IS tat nichts anderes als die Gunst der Stunde zu
nutzen und übernahm im Juni die Stadt Mossul, wobei sie in den Sunniten
sogleich Unterstützer fanden und sunnitische Scheichs der Mörderbande ihre
Städte  überließen.  Blitzartig  zogen  sich  die  irakischen  Truppen  ohne
Ausrüstung zurück, den IS-Horden fielen riesige Mengen Hightech-Waffen
aus westlicher Produktion in die Hände.

Vermutliche Unterstützung erfährt der IS auch von Saudi-Arabien, was sich
von Destabilisierung der Region einen Machtausbau erhofft und auch von der
Türkei, welche verwundete IS-Kämpfer in ihren Krankenhäusern behandelt
und ihre  Grenze zum Irak für  IS-Mitglieder  durchlässig  hält.  Die  Türkei
erhofft sich dadurch eine Schwächung der Bewegung in Kurdistan.

Das bringt uns zurück zu den Kurd_innen selbst.  Die Gebiete der ca. 25
Millionen Kurd_innen erstrecken sich über die Länder Türkei, Iran, Irak und
Syrien  –  Ergebnis  der  kolonialen  Aufteilung  der  Region  durch  die
Siegermächte des Ersten Weltkrieges, welche die ethnischen Grenzen in der
Region völlig ignorierte und bis heute Grund für Konflikte ist.

Dabei  kommt  es  vor  allem  in  der  Türkei  zu  immer  wiederkehrenden,
gravierenden Differenzen:  Seit  der  kemalistischen Nationalismuspolitik  in
der  Türkei,  welche  vorsah  eine  Türkei  zu  schaffen,  in  der  alle  Ethnien
türkisch sind, unterdrückt der türkische Staat die Kurd_innen und spricht
ihnen  das  1920  kurzzeitig  gegebene  Recht  auf  Autonomie  und
Selbstbestimmung ab. Es kam immer wieder zu Aufständen, welche aber
allesamt von der türkischen Armee niedergeschlagen wurden.

1978 gründete sich die „Arbeiterpartei Kurdistans“ PKK, welche als zentrales
Mittel ihrer Politik den militanten Kampf gegen die Unterdrückung führt,
einige  Anschläge  verübte  und  heute  von  EU,  USA  und  Türkei  als
Terrororganisation  eingestuft,  verboten  und  auch  mit  deutschen
Waffenlieferungen an das türkische Regime bekämpft wird. Abgesehen von
einigen  linken  Phrasen  ist  sie  heute  eher  bürgerlich-nationalistisch
ausgerichtet und fordert inzwischen konföderale Strukturen in der Türkei.
Die  kurdische  Bewegung  findet  zunehmend  Unterstützung  in  türkischen
Gewerkschaften und Umweltverbänden.



Auch  in  den  anderen  drei  Ländern  Irak,  Iran  und  Syrien  waren  die
Kurd_innen als Minderheit  jahrelanger Repression ausgesetzt,  Widerstand
wurde  aufgebaut.  Im  Nordirak  wurde  in  1992  bereits  eine  ansatzweise
Selbstständigkeit erkämpft, bis die dortigen Kurd_innen 2005 im Zuge der
US-Besatzung  von  der  schiitischen  Regierung  eine  weitgehende
Autonomieregion (KRG) mit kurdischer Amtssprache, eigenem Staatsapparat
und Armee (Peschmerga)  anerkannt  bekamen –  allerdings  auch weil  die
dortige kurdische Führung den US-Imperialismus stütze. Inzwischen hat sich
dort  fast  schon  ein  Staat  im  Staate  gebildet,  welcher  infrastrukturell
wesentlich weiter entwickelt ist als der restliche Irak – auch weil die dortige
Autonomieregierung  der  Demokratischen  Partei  Kurdistan  (KDP)  des
korrupten Barzani-Clans das Geld nicht ähnlich massiv in Waffen umsetzte,
wie dies Bagdad tat.

Dann,  2011,  kam  der  arabische  Frühling.  Syrisch-kurdische  Städte
demonstrierten mit als erstes. Als die Revolution dann in einen Bürgerkrieg
überging  und  klar  war,  dass  die  syrische  Opposition  die  kurdischen
Forderungen ebenfalls nicht anerkennt, konzentrierten sich die Kurd_innen
auf die Verteidigung ihrer Gebiete im Norden (Rojava), wo im Januar die
Autonomie  ausgerufen  wurde  und  Rätestrukturen  im  Aufbau  sind  und
zunehmend die Kontrolle übernehmen – wobei diese klar von proletarischen
Räten abzugrenzen sind, vielmehr sind es Volksfronträte. Inzwischen sind
über  eine  Millionen  Menschen  aus  Syrien  in  die  Rojava  geflüchtet,  die
Solidarität füreinander ist angesichts der aktuellen Bedrohung groß: Es ist
den enormen Hilfsleistungen und Lieferungen der türkischen Kurd_innen zu
verdanken, dass es unter dem Feuer syrischer Gruppen und islamistischer
Terroristen eine kurdische Rojava noch gibt.

2011 wurde dort von der PKK-nahen Partei der demokratischen Union (PYD)
ihr militärischer Arm gegründet, welcher zurzeit trotz schlechter Bewaffnung
am erfolgreichsten gegen den IS kämpft. Dabei verteidigt der Arm nicht nur
Rojava, sondern geht auch darüber hinaus gegen die Terrorbande vor. Diese
Miliz  setzt  sich  gleichermaßen  aus  Frauen  (YPJ)  und  Männern  (YPG)
zusammen – ein wesentlicher Grund für die bisherigen Erfolge.

Sowieso ist die kurdische Organisierung in diesem Aspekt sehr progressiv



ausgerichtet:  30-prozentige  Frauenquote  in  der  Autonomieregierung  im
irakischen  Teil,  geschlechterquotierte  Doppelspitzen  auf  allen  Ebenen  in
Rojava und dem türkischen Teil sowie 40-prozentige Frauenquote.

Weibliche  Kämpferinnen  stellen  einen  großen  Teil  der
Selbstverteidigungstruppen  der  Kurd*innen
Q u e l l e :
https://33.media.tumblr.com/07f571bb1c9f231eb3a10722855
f0f8b/tumblr_napm92N41J1tb16pso1_500.jpg

Der IS stellt  eine große Bedrohung für den kurdischen Kampf dar,  aber
angesichts des drohenden Zerfalls des Iraks und Syriens eröffnet
sich  gleichzeit ig  eine  große  Chance  in  Richtung  kurdischer
Selbstbestimmung.

Die Mächte der NATO – allen voran die USA – stehen vor den Trümmern
ihres imperialistischen Komplexes, mit dem sie versucht haben sich in der
Region festzusetzen und sie zu kontrollieren – gesprengt durch die eigene
Politik, durch die eigenen Waffen. Die Ratlosigkeit des Westens wird deutlich
wenn man betrachtet, dass dieser im Kampf gegen IS sogar eine Allianz mit
dem Iran diskutiert, wovon ihre Verbündeten und gleichzeitig Verfeindeten
des Iran, z.B. Israel und Saudi-Arabien, alles andere als begeistert sind.

Kurdistan könnte sich nun zunehmend als Stabilitätsfaktor und kurzzeitiger,
attraktiver  Partner  zur  Schadensbegrenzung  herausstellen,  welchen  der
Westen  nun  für  sich  zu  gewinnen  versucht  –  was  durch  die  jüngsten
„Unterstützungsbombardements“ und „Hilfstruppen“ durch die USA bereits
bewiesen ist,  letztlich aber nur noch mehr Sunniten in die Arme der IS
treiben wird. Hier geht es natürlich auch nicht vorrangig um Unterstützung
des  kurdischen  Befreiungskampf,  sondern  mal  wieder  um  Rettung
gefährdeter  Interessen:  Kirkuk,  eine  Stadt,  die  ein  riesiges  Ölfeld
kontrolliert, fiel wenige Tage nach der IS-Offensive Anfang Juni in die Hände
der Kurd_innen. Der Befreiungskampf wird also nur in sofern unterstützt, als
er  den  imperialen  Interessen  dienlich  ist  –  was  nicht  heißt,  das  der
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imperialistische Westen einen eigenen kurdischen Staat unterstützen wird,
ein Erhalt des Irak ist ihm der eigenen Interessen halber lieber.

Kurdistan wurde außerdem zu einem Zufluchtspunkt für Flüchtlinge aus der
gesamten Region,  was nicht zuletzt  daran liegt,  dass hier kein religiöser
Fundamentalismus  vorherrschend  ist  und  weniger  nach  ethnischer
Homogenität  gestrebt  wird  –  was  allerdings  nicht  unbedingt  für  die
kurdischen  Führer  gilt.

Auf dem Weg zum befreiten Kurdistan liegen aber auch innerhalb der Region
noch große Probleme vor: So ist die Korruption weit verbreitet – vor allem im
schon  oben  erwähnten  Clan  der  Barzanis  und  in  der  PUK,  einer
nationalistischen Partei. Außerdem ist Barzani die Führung der Rojava ein
Dorn im Auge – schließlich sieht er durch sie in Verbindung mit der PKK
seine Vormachtstellung gefährdet. Um seine Macht zu sichern arbeitete der
Clan bisweilen auch mit Erdogan zusammen.

Auf der anderen Seite ist in der Rojava auch nicht alles Gold, was glänzt: die
PKK-nahe  PYD hat  dort  andere  Parteien  illegalisiert  und  eine  autoritäre
Einparteienherrschaft  errichtet.  Die  aus  dieser  Volksfrontpolitik
resultierende Repression schwächt auch den Befreiungskampf und richtet
sich oft auch gegen Linke.

Ein anderes, großes Problem ist die wirtschaftliche Abhängigkeit von der
Türkei  –  nur über sie  gelangt kurdisches Öl  auf  den Markt  und aus ihr
kommen etwa 80 % aller Lebensmittel. Auch die Unterdrückung der Frau
und der LGTB ist trotz Rojava noch immer stark verfestigt.

Unterstützt würde ein eigenständiger kurdischer Staat im Irak aktuell von
Israel,  wegen  des  Öles  wohl  auch  von  der  Türkei  toleriert,  abgelehnt
hingegen vom Iran,  in  den anderen Teilen Kurdistans  gibt  es  dafür  von
anderen Staaten hingegen weniger Unterstützung.

Auf  dem Weg zur  Unabhängigkeit  gilt  es  für  die  Kurd_innen  jetzt  aber
zunächst alle Kräfte gegen IS zu mobilisieren, ihn an der Ausweitung seines
reaktionären, menschenverachtenden Feldzuges zu hindern und ihn letztlich
ein  für  alle  mal  zurückzuschlagen.  Ferner  ist  es  unabdingbar,  jede



Einflussnahme des Imperialismus entschieden abzuwehren, da er Kurdistan
nur  zu einer  neuen Halbkolonie  machen und alles  Progressive  zerstören
würde.

Hier wird gestritten, ob Linke Waffenlieferungen an die kämpfenden Kurden
unterstützen sollen. Was wir hier haben, ist ein kurzzeitiges Zusammenfallen
der  Interessen  von  imperialistischen  Staaten  und  Konzernen  sowie  der
Interessen von für Unabhängigkeit kämpfenden Unterdrückten, welche sich
zudem gegen faschistische Fundamentalisten  verteidigen müssen,  was  in
Kurdistan für YPJ/YPG, als auch für die Peschmerga gilt. Der IS ist im Besitz
von hochtechnologischen Waffen aus US-Produktion, die Verteidiger_innen
der  kurdischen  Gebiete  sind  hingegen  mit  eher  primitiver  Bewaffnung
ausgerüstet. Aus dieser Lage muss die Forderung entstehen, die gegen IS
auftretenden Kräfte auch mit  Bewaffnung zu unterstützen,  wenn sie dies
einfordern. Gleichzeitig lehnen wir eine Waffenkontrolle durch Barzani ab –
die Kontrolle gehört in die Hände der Milizen und der Ausgebeuteten. Auf
der  anderen  Seite  fordern  wir  die  sofortige  Einstel lung  von
Waffenlieferungen  an  die  IS-Unterstützerstaaten.  Uns  ist  bei  diesen
Forderungen bewusst, dass die Imperialisten des Westens die PKK und ihre
Milizen nicht beliefern werden – fordern muss man es dennoch!

Für die Zukunft wird es von entscheidender Bedeutung sein, den aktuellen
Kampf  fortzuführen,  wobei  aber  nur  eine  sozialistische,  revolutionäre
Strategie die Befreiung aller in den kurdischen Gebieten lebenden Menschen
bedeutet – unabhängig von Ethnie, Kultur, Geschlecht und nicht zuletzt vom
äußeren Imperialismus.  Diese Perspektive muss sich nun entwickeln und
beweisen, dass sie die einzige ist, die sich im Kampf gegen die faschistischen
Milizen zugunsten der ärmlicheren Arbeiter_innen und Bauern_Bäuerinnen
entwickeln kann.

Ein  sozialistisches  Kurdistan  kann  dann  aber  nur  überleben,  wenn  der
gesamte  Nahe  Osten  dem  Beispiel  folgt  und  sich  durch  eine  soziale
Revolution der Ausgebeuteten und Abhängigen von Imperialismus, Terror,
Krieg, Korruption und Unterdrückung befreit – was eine riesige Bereicherung
für alle im Nahen Osten lebenden Menschen wäre und letztlich dauerhaften
Frieden gewähren kann.



In der aktuellen Situation stellen wir folgende Forderungen auf:

Stoppt das Massaker der IS – Stopp jeglicher Unterstützung der IS!

Massive humanitäre, strukturelle Hilfe für die Kurd_innen!

Aufbau  von  proletarischen  Rätestrukturen  –  Zerschlagung  der
korrupten Clanstrukuren und Einparteienherrschaften!

Die  Kontrolle  über  die  kurdischen  Gebiete  und  die  dortigen
Unternehmen in die Hände der Ausgebeuteten!

Eine  taktische  –  nicht  politische  –  Einheitsfront  aller  kurdischen,
syrischen  &  irakischen  Milizen,  die  sich  IS  entschlossen
entgegenstellen!

Stopp jeglicher Waffenlieferungen an imperialistische Vertreter und
reaktionäre Banden!

Aufhebung des  PKK-Verbotes,  Streichung von der  Terrorliste  und
Freilassung aller Gefangenen!

Bekämpfung jeglichen Imperialismus – er wird die Situation dort nur
verschlimmern, wie er es bereits tat!

Frieden und Freiheit für Kurdistan!
Q u e l l e :
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Keine  weiteren  Luftschläge  –  Waffenlieferungen  ohne
imperialistische Bedingungen an die gegen IS kämpfenden Milizen,
wenn sie diese einfordern !

Aufbau von Solidaritätsbündnissen zur internationalen Unterstützung
der Kurd_innen!

Grenzen auf für Flüchtlinge! – Grenzen dicht für IS!
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Schluss  mit  der  Unterdrückung der  Kurd_innen durch Irak,  Iran,
Türkei und Syrien!

Für  ein  freies,  einiges,  selbstbestimmtes,  säkulares  und
sozialistisches  Kurdistan!

Für die vereinigten, sozialistischen Staaten des Nahen Osten!

Ein Artikel von Lars Filder, REVOLUTION Fulda

Stoppt  die  israelische
Aggression gegen Gaza!
Gaza wird erneut von der israelischen Armee angegriffen. Am 14. November
startete sie die Operation „Säulen der Verteidigung“ (Pillar of Cloud) mit
einer  ganzen  Serie  von  Luftangriffen.  Seither  steigen  Rauchsäulen  aus
bombardierten Gebäuden.  Schon nach den ersten Tagen wurden bei  den
Luftangriffen 19 Menschen – davon 14 ZivilistInnen – getötet. Unter ihnen
befand sich  Ahmed Jabari,  der  militärische  Anführer  der  Hamas.  Darauf
regierten  palästinensische  KämpferInnen  mit  dem Abfeuern  von  Raketen
iranischer  und  russischer  Bauart  oder  mit  selbst  fabrizierten  Qassam-
Raketen  und  Mörsern.  Dabei  wurden  drei  Israelis  getötet  und  die
Randbezirke von Tel Aviv, wenn auch recht harmlos getroffen – aber erstmals
seit 1991.

In derselben Nacht, als die Luftangriffe gestartet wurden, ordnete Israels
Premier Netanjahu die Mobilmachung von 30.000 ReservistInnen für einen
Bodenangriff  auf Gaza an. Infanteriebataillone wurden in Marsch gesetzt,
Panzer, Artillerie und Fahrzeuge an die Grenze verlegt.

Das alles sieht nach einer Wiederholung der Operation „Gegossenes Blei“
(Cast  Lead)  aus.  Unter diesem Namen führte Israel  2008/09 den letzten
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brutalen Krieg gegen Gaza. Dabei wurden 1.400 Menschen, v.a. ZivilistInnen,
getötet  und  die  ohnedies  überaus  schlechte  Infrastruktur  des  Landes  –
Häuser, Krankenhäuser, Schulen – weitgehend zerstört. In den letzten drei
Jahren  wurden  diese  trotz  der  Blockade  zumindest  teilweise  und  unter
enormen Entbehrungen wieder aufgebaut – zweifellos ein verlockendes Ziel
für die rachsüchtige brutale Führung, die den Apartheid- und Siedlerstaat
Israel anführt.

Zweifellos gibt es aber wichtigere Ziele für den Angriff: Am 22. Januar finden
vorgezogene  Parlamentswahlen  in  Israel  statt.  Um  eine  Niederlage
angesichts eines unpopulären Austeritätsbudgets zu vermeiden, könnte ein
Krieg,  dessen  Opfer  die  PälestinenserInnen  wären,  dabei  Netanjahus
Wahlchancen erhöhen. In diesem Zusammenhang sollte niemand vergessen,
dass  auch  die  Wahlen  2009  inmitten  der  Operation  „Gegossenes  Blei“
stattfanden.

Ein anderer Grund hängt mit dem drohenden Angriff Israels auf den Iran
zusammen.  Falls  Israel  Bomber  gegen  iranische  Nuklearanlagen  und
wahrscheinlich große Teile seiner militärischen Infrastruktur schickt, möchte
es nicht, dass selbst die recht schwachen Raketen der Hamas in Tel Aviv
einschlagen könnten. Zweifellos will Netanjahu, der sich einen Wahlsieg Mitt
Romneys gewünscht hatte, auch testen, wie weit er unter Obama gehen kann
– doch dabei hat die israelische Regierung sicher wenig Grund zur Sorge.

Sicher ist in jedem Fall, dass die israelischen Angriffe keine Reaktion auf
Raketenangriffe aus Gaza sind. In Wahrheit ist das Gegenteil der Fall. Der
Bruch des Waffenstillstands zwischen Hamas und der israelischen Armee,
der seit 2009 in Kraft war, geht auf eine Serie mörderische Anschläge Israels
im September und Oktober zurück, als 57 PalästinenserInnen umkamen und
257 verletzt wurden – 209 infolge von Angriffen durch israelische Raketen,
69 durch Gewehrfeuer und 18 durch Panzerbeschuss. So wurden z.B. vier
Jugendliche beim Fußballspiel durch israelische Artilleriegranaten getötet.

Am  5.  November  wurde  ein  20jähriger  geistig  Behinderter,  Ahmad  al-
Nahabeen, erschossen, als er der Grenze zu nahe kam. Am 8. November
wurde  ein  13jähriger  beim  Spiel  vor  seinem  Haus  von  gepanzerten



Fahrzeugen der israelischen Armee umgebracht. Als Vergeltung wurden eine
Reihe Raketen abgefeuert. Aber es scheint, dass Hamas daraufhin – am 12.
November – einen Waffenstillstand angeboten hat. Darauf deuten jedenfalls
Berichte israelischer Medien hin, dass Unterhändler über eine langfristige
Feuerpause verhandelte hätten. Doch genau zu diesem Zeitpunkt begann die
Offensive.

Diese  Fakten  zeigen,  dass  Israel  –  weit  davon  entfernt,  eine  Insel  der
„Demokratie“ im Nahen Osten zu sein – in einem permanenten Kriegszustand
gegen die  palästinensische Bevölkerung und der  Aggression gegen seine
Nachbarn  existiert.  Der  zionistische  Staat  baut  nicht  nur  ständig  seine
Siedlungen in der West-Bank aus und macht damit jede Aussicht auf einen
lebensfähigen Staat in der West-Bank zu reiner Makulatur; er führt auch
immer wieder Strafexpeditionen nach Gaza durch, um all das zu zerstören,
was die 1,7 Millionen EinwohnerInnen in ihrer winzigen Enklave aufgebaut
haben.

Wie  zu  erwarten,  haben  die  USA,  Großbritannien,  Deutschland  und  die
anderen  Länder  der  EU  die  Raketenangriffe  der  PalästinenserInnen  auf
Israel verurteilt und die mörderischen Angriffe Israels gerechtfertigt – im
Namen des „Rechts, seine StaatsbürgerInnen zu verteidigen“. So erklärte der
Sprecher  des  US-Verteidigungsministeriums,  Mark  Toner:  „Es  gibt  keine
Rechtfertigung  für  die  Gewalt,  die  Hamas  und  andere  terroristische
Organisationen  gegen  das  israelische  Volk  anwenden.“

Die EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton erklärte: „Die Raketenangriffe
der Hamas und anderer Fraktionen im Gaza, die die gegenwärtige Krise
herbeigeführt haben, sind ganz und gar unakzeptabel für jede Regierung und
müssen gestoppt werden. Israel hat das Recht, sein Bevölkerung gegen diese
Art von Angriffen zu schützen.“

Der deutsche Außenminister Guido Westerwelle sagte: „Es ist offenkundig,
dass Israel eine legitimes Recht hat, sich selbst zu verteidigten und seine
StaatsbürgerInnen  vor  Raketenangriffen  aus  dem  Gaza-Streifen  zu
schützen.“



Und  der  „Friedensgesandte“  des  sog.  Nahost-Quartetts  (USA,  UN,  EU,
Russland), Tony Blair, erklärte im Fernsehen: „Falls der Raketenbeschuss
aus Gaza, der sich gegen israelische Städte und Dörfer richtet, weitergeht,
wird die Vergeltung zunehmen. Rund eine Million Menschen (in Israel) sucht
jede Nacht Schutz. Keine Regierung, deren BürgerInnen unter diesem Druck
stehen, kann verhindern, dass sie selbst unter Druck gerät, aktiv zu werden.“

Und was ist mit den 1,7 Millionen Menschen in Gaza, die ohne Schutzräume
dastehen?  Die  kommen  in  der  Welt  des  „Bombers  von  Bagdad“  Blair
offenkundig nicht vor. Der UN-Sicherheitsrat hat eine Dringlichkeitssitzung
anberaumt,  kam  aber  zu  keiner  Entscheidung  –  zweifellos  wegen  des
westlichen Vetos gegen die leiseste Kritik am Verhalten Israels und seine
Angriffe  auf  die  eingesperrte  und gepeinigte  Bevölkerung Gazas.  Wieder
einmal  führen  die  „westlichen  Demokratien“  der  ganzen  arabischen  und
muslimischen Welt ihre bedingungslose Unterstützung für den zionistischen
Wachhund  des  Imperialismus  vor  Augen.  Nur  jemand  wie  George  Buch
konnte sich dann noch fragen, warum „hassen sie uns“?

Die  wirtschaftlichen  und  strategischen  Interessen  der  imperialistischen
Mächte  wiegen  nun  einmal  viel  mehr  als  ihre  angeblichen  Sorgen  um
Menschenrechte und Demokratie. Nachdem der zionistische Siedlerstaat als
„westlicher“ Vorposten installiert  worden war,  um die arabische Welt  zu
spalten, besser auszubeuten und zu beherrschen, war und ist natürlich auch
keine andere Haltung dieser Mächte zu erwarten.

In den imperialistischen Ländern, wo die Herrschenden alles und jede Aktion
des  zionistischen  Staates  unterstützen,  ist  es  unsere  Pflicht  als
InternationalistInnen und Anti-ImperialistInnen, gegen den brutalen Angriff
auf Gaza wie schon 2008/09 zu mobilisieren. Wir müssen uns dieser Aufgabe
stellen!  Wir  treten für  einen Boykott  aller  israelischen Institutionen und
Unternehmen ein – an den Unis, in der Industrie, im Handel.

Die  Gewerkschaften,  Studenten-  und  Jugendorganisationen,  alle
fortschrittlichen Kräfte müssen den israelischen Angriff verurteilen und ihre
eindeutige Unterstützung des palästinensischen Widerstands erklären. Wir
weisen entschieden das Argument zurück, dass Opposition zum Staat Israel



und  seiner  rassistische  Politik  der  ethnischen  Säuberung  der
PalästinenserInnen  anti-semitisch  wäre.  In  Wirklichkeit  ist  eine  klare
Unterstützung  der  Unterdrückten,  das  beste  Mittel  zu  internationalen
Solidarisierung  und  auch  eine  wichtige  Unterstützung  für
die Minderheit anti-zionistischer Kräfte in Israel selbst.

Die wichtigste und unmittelbarste Hilfe für die PalästinenserInnen könnte
jedoch aus  den Ländern kommen,  wo der  arabische Frühling Diktatoren
gestürzt hat, die Israel unterstützten. Allen voran geht es dabei um Ägypten.
Die  Tatsache,  dass  Präsident  Mursi  seinen  Premierminister  nach  Gaza
gesandt hat, zeigt, dass er unter Druck von unten steht. Die revolutionäre
Jugend  und  die  Massen,  die  mit  den  PalästinenserInnen  sympathisieren,
müssen  jedoch  mehr  fordern  als  leere,  rein  diplomatische  Gesten  –  die
Öffnung der Grenze nach Gaza, so dass Nahrungsmittel, Medizin und Waffen
die belagerte Bevölkerung zu erreichen können.

Stoppt den brutalen Angriff auf Gaza!
Für einen Boykott Israels und seiner Institutionen im Ausland durch
die Arbeiterklasse und Jugend!
Sieg dem palästinensischen Befreiungskampf!
Nieder mit dem zionistischen Apartheidstaat!

Resolution des Internationalen Sekretariats der Liga für die Fünfte
Internationale, Übernommen aus: Infomail 655, 17. November 2012

Nieder mit Assad – Sieg der Free
Syrian Army!
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Für den Sieg der „Free Syrien Army“ und
den  Aufbau  e iner  unabhäng igen
revolutionären  Arbeiterpartei!

In diesen Tagen und Wochen wird in Damaskus, Aleppo, Idlib und anderen
Städten Syriens über die Zukunft des Landes entschieden. Ohne zunächst
einzugehen  auf  die  politischen  Pokerzüge  verschiedener  regionaler  oder
imperialistischer Mächte und deren Ringen, sich im Syrien nach Assad schon
mal einzukaufen und beliebt zu machen, muss eines betont werden: Der
Ausgang der Kämpfe in Aleppo und Damaskus wird darüber entscheiden, ob
die unterdrückte Bevölkerung Syriens voranschreiten und gegen Diktatur,
Unterdrückung und Imperialismus siegen kann – oder ob sie für weitere
Jahrzehnte unter der Gewaltherrschaft von al-Assad schmoren, hungern und
leiden wird.

Die Freie Syrische Armee (FSA) muss in ihrem gerechten Kampf gegen die
Regierung siegen – anderenfalls würden in Syrien bald keine Revolutionäre
mehr am Leben sein, das Schlachten der al-Assad-Regierung an der syrischen
Bevölkerung würde erst beginnen. Wir stehen daher in diesem Bürgerkrieg
ohne wenn und aber auf der Seite der Unterdrückten und der FSA, die für
ihre Rechte kämpft – und wollen alle Internationalist_innen auffordern, sich
mit unseren Schwestern und Brüdern in Syrien zu solidarisieren. Sie haben
jedes Recht, diese Regierung zu stürzen, und wir dürfen in dieser Frage nicht
neutral sein.

Wir  wollen  uns  noch  mit  den  Argumenten  der  al-Assad-Freunde
auseinandersetzen,  und  wir  wollen  keine  undifferenzierte  politische
Unterstützung für bürgerliche und reaktionäre politische Strömungen üben –
doch  wir  unterstützen  jeden  Kampf,  jede  Aktion,  wenn  sie  die
verbrecherische Syrische Armee schwächt und den Sturz der Regierung al-
Assad näherbringt. Dies ist nicht nur im Interesse der syrischen Jugend, der
Arbeiter_innen und der Armen. Es ist auch Vorraussetzung für die Befreiung
der 500.000 Palästinenser_innen in Syrien. Entgegen den Behauptungen der
Regierung muss der Großteil von ihnen staatsbürgerliche Rechte entbehren
und seit 60 Jahren als „Flüchtlinge“ in Lagern vegetieren.



Panzerkollone des Regimes – Syrien
unterhält eine der größten Armeen
der Region.

Seit Beginn des Ramadan am 20. Juli haben beide Seiten – die FSA ebenso
wie die Regierungsarmee – ihren Einsatz und ihre Anstrengungen nochmals
erhöht. Sie kämpfen mit höchst ungleichen Mitteln: in Stärke und Ausrüstung
ist  die  Regierung  der  FSA  weit  überlegen.  Letztere  verfügt  kaum über
schwere  Waffen,  ihre  Strukturen  sind  weit  weniger  gefestigt  und  die
Versorgung  mit  Munition  und  lebensnotwendigen  Gütern  ist  nicht
gewährleistet.  Die  Behandlung  von  Verwundeten  –  Kämpfern  wie
Bewohner_innen  –  muss  in  notdürftig  eingerichteten  Feldlazaretten
stattfinden, da die Krankenhäuser regelmäßig von Assad-Milizen „gesäubert“
werden.

Umso bewundernswerter ist ihre Ausdauer und ihre Opferbereitschaft, mit
der  die  FSA  Viertel  und  Städte  unter  andauerndem  Artilleriebeschuss
wochen- und monatelang gegen die Armee verteidigt. Vorraussetzung dafür
ist  zum einen die  Selbstlosigkeit  und der  Todesmut  ihrer  Kämpfer,  zum
anderen die Unterstützung durch die städtische und ländliche Bevölkerung.
Sie  kämpft  seit  einem  Jahr  mit  gewaltigen  Opfern,  aber  dennoch
ungebrochen gegen einen vielfach größeren, stärkeren und professionelleren
Feind.  Diese  Opfer,  bislang  beinahe  25.000  tote  Kämpfer  und
Bewohner_innen,  sind  jedoch  nicht  umsonst:  immer  mehr  Soldaten  der
Syrischen Armee wechseln die Seite,  viele tausend Jugendliche schließen
sich spontan der Freien Armee an.

Selbst die Assad-Führungsclique begann in den letzten Wochen zu bröckeln.
Im Angesicht der drohenden Niederlage verlassen die Ratten das sinkende
Schiff. Zwar hat die FSA auch empfindliche Niederlagen hinnehmen müssen
– doch es ist zu beachten, dass in einem Guerilla-Kampf andere Regeln gelten
als in herkömmlichen Kriegen. Ein taktischer Rückzug, wie zuletzt aus dem
Viertel Al-Saladin in Aleppo, ist nicht gleichbedeutend mit einer Niederlage –
Guerilla-Kämpfer sind in der Lage, unterzutauchen und an anderer Stelle
oder zu anderer Zeit den Kampf fortzusetzen. Die FSA kann daher nicht
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besiegt werden, solange sie die Unterstützung der Bevölkerung genießt.

Aufnahme  eines  Massengrabes  nach
einem Massaker des Assad Regimes an
Zivilisten.

Das ist auch der Grund für die unglaubliche Brutalität der Syrischen Armee
gegen  „Zivilisten“.  Stets  folgt  auf  den  taktischen  Rückzug  der  FSA  ein
wahlloses Massaker an Bewohner_innen. Wohnviertel in Aleppo, Homs, Idlib
und vielen anderen Städten werden täglich schwer bombardiert. Bereits dies
sollte allen ernsthaften Linken klarmachen, wer hier für wen kämpft. Doch
was ist mit den Argumenten der Unterstützer Assads? Teile der Linken, auch
in Deutschland, stellen sich auf die Seite Assads oder leugnen zumindest die
Legitimität des Aufstandes. Sie behaupten, die FSA sei in Wirklichkeit ein
imperialistischer Agent, wohingegen die Assad-Regierung die Interessen der
syrischen Bevölkerung gegen den Imperialismus verteidige.

Selbstverständlich werden ernsthafte Revolutionäre nicht in Abrede stellen,
dass die USA, die BRD und andere ihre Agenten in Syrien haben – alles
andere wäre nur verwunderlich. Deren Ziel ist allerdings nicht, den Aufstand
zum Sieg zu führen – vielmehr wollen sie schonmal klarmachen, wer nach
Assad in Syrien mitreden darf. Sie wollen – und hier trennt sie nicht viel von
den Stalinist_innen wie der DKP – einen „geordneten Übergang“ anstatt der
revolutionären  Machtergreifung.  Sie  wollen,  mit  einem  Wort,  eine
bürokratische  Neuordnung Syriens  zu  ihrem Vorteil,  statt  dem Sieg  der
Revolution im Interesse der Unterdrückten.

Dass nun Imperialisten wie die USA taktische Unterstützung für die FSA
üben, delegitimiert jedoch selbstverständlich nicht die Revolution als solche.
Wer  so  denkt,  muss  jede  Revolution  verdammen,  denn  nie  werden
Imperialisten und Reaktionäre tatenlos  zusehen,  wo eine Revolution sich
erhebt. Mögen die Imperialisten die FSA mit Geld oder Waffen unterstützen –
diese  Unterstützung  anzunehmen  ist  nicht  falsch,  sondern  obligatorisch,
solange  keine  Bedingungen  daran  geknüpft  sind.  Die  Stalinist_innen
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schließen jedoch von einer Übereinstimmung in taktischen Zielen auf eine
politische Übereinstimmung oder Abhängigkeit – tatsächlich tragen sie selbst
die Verantwortung,  sollte  die  Revolution von den Imperialisten okkupiert
werden und in die imperialistische Konterrevolution übergehen.

Zwar  stellen  sich  Kommunisten
gegen  jede  Intervention  der
UNO/NATO.  Aus  dem  Veto
Russlands  und Chinas  allerdings
z u  s c h l i e ß e n  d i e s e  s e i e n
„Antiimperialisten“  ist  nicht  nur
unsachlich, sondern reaktionär.

Dies kann nur verhindert werden durch volle brüderliche Unterstützung der
Revolution,  Kampf  gegen  imperialistische  Einmischung,  Kampf  gegen
Illusionen in die UNO und andere imperialistische Organe! Offensichtlich
absurd  wird  die  Politik  der  Stalinist_innen  dann,  wenn  sie  eine  „anti-
imperialistische“ Schutzallianz Russland-China behaupten – diese sind selbst
imperialistische  Mächte,  gehören  also  zu  den  Herrschern  der  Welt  und
verteidigen nichts als ihre eigenen imperialistischen Ziele, die sie durch die
Revolution gefährdet sehen.

Sich in diesem Krieg „neutral“ zu verhalten, ist nicht nur ein unverzeihlicher
Verrat an der syrischen Bevölkerung, die derzeit in jeder Minute gefoltert
und  geschlachtet  wird  –  es  bedeutet  auch,  Syrien  nach  Assad  den
„Reformern“, den Islamisten und den Imperialisten zu überlassen, anstatt die
Revolution  voranzutreiben  zur  Machtergreifung  der  Arbeiter_innen  und
Unterdrückten. Dies zeigt die Entwicklung in Tunesien, Libyen und Ägypten,
wo die Revolution zum Stillstand gekommen ist, nachdem Tausende ihr Blut
vergossen haben für den Sturz der Diktatur.

Illusionen  in  die  UNO,  in  imperialistische  „Unterstützer“  oder  in  einen
„friedlichen  Übergang“  müssen  bekämpft  werden,  indem  ihnen  die
tatsächlichen  Möglichkeiten  der  syrischen  Jugend  und  Arbeiter_innen
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gegenübergestellt  werden:

Demokratische  Gegenmacht  der  Unterdrückten  statt  Gemauschel
zwischen „Exil-Syrern“ und Imperialisten!
Räte in Stadtteilen, in der Freien Armee, in den Fabriken müssen
gebildet werden, um die Übernahme der Macht vorzubereiten!
Unterstützung durch die Kämpfer der Tunesischen,
Ägyptischen und Tunesischen Revolution!
In der Freien Armee selbst muss für proletarische Ziele gekämpft
werden und für die demokratische Wahl der Komandeure!
Die  Revolution  beschränkt  sich  nicht  auf  demokratische  Ziele  –
Selbstbestimmung  kann  nur  erreicht  werden,  wenn  Industrie,
Außenhandel  und  Grundbesitz  unter  Kontrolle  der  Unterdrückten
gestellt wird!
Kein  Vertrauen  in  bürgerliche  Führer_innen  oder  Islamist_innen!
Nicht  der  „Syrische  Nationalrat“,  nicht  die  UNO  und  nicht  die
Regierung der Türkei dürfen über Syrien entscheiden – dies steht nur
der  unterdrückten  syrischen  Bevölkerung  selbst  zu  und  den
Kämpfern,  die  derzeit  ihr  Blut  vergießen  für  die  Zukunft  Syriens!
Für  den  Aufbau  einer  revolutionäre  Arbeiterpartei,  die  für  die
permanente Revolution kämpft!

Ein Artikel von Bruno Lahrius, REVOLUTION Stuttgart

Brandanschläge  in  Berlin  –
Welche Militanz brauchen wir?
Seit kurzem ist sie erneut in aller Munde – Die Frage, ob und welche Gewalt
legitim ist! Ein erneuter Auslöser für diese Debatte sind die anhaltenden
Brandanschläge auf Berliner S-Bahnen, nachdem in diesem Jahr allein in
Berlin  bereits  über  300  Autos  ausbrannten.  Durch  die  Gruppe,  die  sich

https://onesolutionrevolution.de/brandanschlage-in-berlin-welche-militanz-brauchen-wir/
https://onesolutionrevolution.de/brandanschlage-in-berlin-welche-militanz-brauchen-wir/


selbst„Hekla“ nennt, von einem isländischen Vulkan abgeleitet, haben die
Aktionen nun eine neue Qualität erreicht.

Während die Reaktion der bürgerlichen Medien und etlicher Politiker
eine Kampagne ist, die sich nicht nur gegen die Brandstifter, sondern
gegen die radikale Linke, letztlich aber die Jugend-und Arbeiterbewegung im
allgemeinen  richtet,  ist  die  Linke  über  diese  Frage  gespalten.  Einige
bezweifeln,  dass  „Hekla“  eine  linke  Gruppe  sei,  sondern  vielmehr  eine
Inszenierung des Staates. Aus dem autonomen Spektrum gibt es viele, die die
Brandanschläge begrüßen. Andere wiederum, haben Kritik an der Aktion,
weil  sie  den  Medien  und  der  „Öffentlichkeit“  missfallen  und  besonders
reformistische  und pazifistische  Organisationen,  wenden sich  kategorisch
gegen den Einsatz jeglicher Gewalt, demzufolge auch gegen die momentanen
Brandanschläge.  Doch  wie  sollten  sich  junge  Kommunist_innen  zu  den
momentanen Brandanschlägen und der Frage der Gewalt im allgemeinen
Positionieren?

Die wenigsten der bisherigen Kritiker,  ebenso wie viele Befürworter,
haben die  Brandanschläge im Zusammenhang mit  einer  allgemeinen

Perspektive, die eine erfolgreiche Linke haben müsste, um gegen die Krise
des Kapitalismus vorzugehen betrachtet. Das ist auch das Problem, das zwar
zu  vielen  richtigen  Ansätzen  und  Argumenten  geführt  hatte,  aber  keine
allgemeine  Antwort  auf  die  Frage  geben  konnte,  welche  Militanz  eine
revolutionäre Jugendbewegung braucht.

Während wir uns als junge Kommunist_innen weigern Gewalt grundsätzlich
abzulehnen, wie es die Gewerkschaftsführungen, die LINKE oder Teile der
„Occupy-Bewegung“  tun,  denken  wir  aber,  dass  sie  keine  grundlegende
Strategie gegen den Kapitalismus ist.

Gewalt ist unserer Meinung nach ein taktisches Mittel. Eines ist nämlich klar
– Die Gewalt der Herrschenden, von Kapital und Staat, werden nicht durch
die moralische Größe des Widerstandes überwunden werden. Diejenigen, die
Militär,  Polizei  und Geheimdienste  kontrollieren werden nicht  zögern sie
gegen uns einzusetzen, wenn wir uns wehren. Daher dürfen wir auch nicht
zögern uns notfalls auch mit Mitteln der Gewalt gegen sie zu stellen, um
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ihrer Unterdrückung ein für alle mal ein Ende zu bereiten!

Wenn zum Beispiel Faschisten aufmarschieren, werden diese nur durch
Massenmobilisierungen und Selbstverteidigungsaktionen der ansässigen

Bevölkerung  daran  gehindert,  selbst  ihre  terroristische  Gewalt  auf
unseren Straßen zu verbreiten. Auch Streiks sind ein Mittel der Gewalt,

auch  wenn  sie  heutzutage  selten  physische  Gewalt  anwenden,  denn  sie
stellen  die  ökonomische  Kontrolle  des  jeweiligen  Unternehmers  oder
Konzerns zumindest  kurzzeitig  in  Frage.  Genauso waren die  Proteste  im
arabischen  Raum gegen  Mubarak,  Gaddafi  oder  Ben  Ali  von  Anfang  an
gewaltsam. Und sie waren es zurecht, denn sonst wären sie alle an Militär
und Polizei, den wichtigsten Repressionsorganen des bürgerlichen Staates,
gescheitert. All das zeigt, dass Gewalt ein unerlässliches Mittel von sozialen
Bewegungen darstellt. Wir lehnen Brandanschläge daher nicht deshalb ab,
weil sie eine Form der Gewalt darstellen.

Auch das Argument, dass eine soziale Bewegung, die Linke oder einzelne
Organisationen ihre Aktionen nach dem Echo der Medien richten sollten
halten  wir  für  falsch.  Der  Grund  liegt  einfach  darin,  dass  soziale
Bewegungen, die sich ernsthaft gegen die bürgerliche Gesellschaft niemals
auf Dauer positiv von bürgerlichen Medien aufgegriffen werden.

Das wirkliche Problem der Brandanschläge ist, dass sie kein Mittel sind, um
breite Bevölkerungsschichten tatsächlich in die Aktion einzubeziehen. Nur
durch die geeinte Aktion von sozialen Bewegungen, nur durch die geeinten
Aktionen  der  Arbeiterbewegung  und  der  Jugend  kann  kritisches,
revolutionäres Bewusstsein entwickelt werden. Individuelle Aktionen, wie die
momentanen Brandanschläge stoßen breite Teile der Bevölkerung aber weg
von der  gemeinsamen Aktion mit  Linken und Kommunist_innen.  Darüber
hinaus waren sie in diesem Falle,  wie wir aufgrund von Gesprächen mit
unterschiedlichen Eisenbahngewerkschaftern erfahren mussten, tatsächlich
eine  Bedrohung  für  Bahnbeschäftigte  und  Passagiere,  die  bis  hin  zum
Zusammenstoß und der Entgleisung von Zügen hätte führen können. Bedenkt
man, dass insbesondere ein Großteil der Bahnpassagiere Arbeiter_innen sind,
sind diese Aktionen nicht nur unangebracht, sondern besitzen auch einen
spaltenden Charakter für soziale Bewegungen.
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In diesem Zusammenhang erscheint auch das Argument „die blinden Massen
aufzurütteln“ wenig überzeugend! Gerade wenn wir die Krise, die Eindrücke
des arabischen Frühlings, Proteste wie die Occupy-Bewegung, Streiks und
Massenaktionen auf dem ganzen Globus bedenken, ist es sogar hinfällig.

Unsere Antwort auf Krise, Sparmaßnahmen, Krieg und Hunger müssen
Aktionen  sein,  die  dazu  in  der  Lage  sind  die  Masse  einzubinden.

Natürlich  können  wir  die  Sympathien  vieler  Jugendlicher  für  die
Brandanschläge,  die  von  ihrer  gefühlten  Hilflosigkeit  im  Kapitalismus
herrührt,  nachvollziehen. Diese Hilflosigkeit  kann aber nur durch globale
Massenbewegungen  und  militanten  Widerstand,  der  kollektiv  durch  die
Jugend-und  Arbeiterbewegung  in  Form  von  Demonstrationen,  über
Betriebsbesetzungen bis  hin  zu Generalstreiks  geführt  wird,  überwunden
werden.

Ein Artikel der REVOLUTION Ortsgruppe Berlin

Rechter  Terror  in  Norwegen  –
Wut zu Widerstand!
Wer in den letzten Tagen die Nachrichten geschaut hat, der war sicher nicht nur schockiert,
sondern  auch  erstaunt  darüber,  wie  zögerlich  sich  die  Medien  an  den  politischen
Hintergrund des Täters wagten. Doch stellen wir noch einmal dar, was passierte, bevor wir
uns genau dieser Frage widmen…

Was geschah am 22. Juli?

Um 15:26 Uhr explodierte im Osloer Regierungsviertel eine Autobombe, die mindestens
sieben  Menschen  tötete.  Die  Wucht  der  Detonation  war  so  gewaltig,  dass  sie  die
umliegenden Gebäude im Umkreis von 200 Metern stark beschädigte, noch im 10. Stock
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des  Gebäudes  davor  zersplitterten  die  Fensterscheiben.  Erste  Nachrichtensender
berichteten  und  rätselten,  ob  Al  Quaida  wieder  zugeschlagen  habe.

Doch  das  Grauen  ging  weiter.  Um 17:30  Uhr  eröffnet  der  als  Polizist  verkleidete  Schütze
Andreas Behring Breivik das Feuer auf die jugendlichen Besucher des sozialdemokratischen
Sommerlagers auf der Insel Utøya. Die jungen Sozialdemokrat_innen erwarteten an diesem
Abend  noch  Besuch  vom  ebenfalls  sozialdemokratischen  Regierungschef  Norwegens.
Breivik verschaffte sich unter dem Vorwand, die Sicherheit auf dem Gelände überprüfen zu
wollen,  Zugang  zur  Insel,  rief  die  Jugendlichen  vor  einem  Bungalow  zusammen  und  fing
dann an zu schießen. Dabei tötete er mindestens 84 weitere Menschen.

Die sozialdemokratische Jugend hatte dem nichts entgegenzusetzen, es gab keine eigene
Schutztruppe, mit der sie sich hätten verteidigen können, keine Möglichkeit den Angreifer
zurückzuschlagen  oder  wenigstens  aufzuhalten!  So  hatte  Breivik  nach
Augenzeugenberichten wohl eine Stunde Zeit, um auf der Insel nach Opfern zu suchen und
diese kaltblütig zu ermorden, bevor die Polizei ihn schließlich stellte.

Gegen Mitternacht berichteten die ersten Medien, dass es sich bei dem Attentäter wohl um
einen jungen norwegischen Mann handele – Al Quaida war aus dem Schneider – erste
Vermutungen gingen in Richtung Naziszene, doch genaueres erfuhr man nicht.

Wer ist Breivik und was war sein Motiv?

Wie mittlerweile klargeworden ist, handelt es sich bei dem 32-Jährigem Breivik um einen
Faschisten. Doch was heißt das genau? Die Frage ist nicht leicht zu beantworten, da neben
seiner  offen  rechten  Gesinnung  noch  eine  andere  Variable  in  das  Anschlagsmotiv
hineinspielt. Breivik ist ein geistig verrohter Fanatiker, der dazu bereit war über alle Maßen
kaltblütig zu Morden, ohne Rücksicht zu nehmen auf die Frage, wie  sein weiteres Leben
dadurch beeinflusst würde.

So bereitete sich der als Bio-Bauer Tätige nach eigener Aussage neun Jahre auf diesen
Anschlag  vor.  Im Internet  verbreitete  Breivik  sein  seltsames Weltbild,  dass  aus  einer
Mischung von Antikommunismus, Antiislamismus und (west-europäischem) Nationalismus
besteht. Gepaart wird dies mit einer guten Portion lächerlicher Verschwörungstheorie –
„Marxisten“ hätten seit dem 2. Weltkrieg angeblich sämtliche Fernsehsender und sowieso
alle  Institutionen,  wie  z.B.  Universitäten  und  Ministerien  unterwandert  um
„Multikulturalismus  zu  propagieren,  um  so  die  europäische  Rasse  zu  vernichten“.



Gemeinsam mit den „kapitalistischen Globalisierern“hätten sie zusammengearbeitet, um
die Vereinten Nationen gemeinsam mit den „Moslems“ zu unterwandern.

Diese Art von geistigen Niedrigleistungen, wie man sie nicht einmal von der NPD kennt,
zieht sich durch sein gesamtes Video, auch sein Buch, welches den Titel „2083 – Eine
europäische  Unabhängigkeitserklärung“  trägt  und  1516  Seiten  umfasst,  ist  in  genau
diesem Stil gehalten. Ein gesamtes Kapitel dient der Erklärung, warum es so wichtig sei,
Frauen zu töten um politischen Druck aufzubauen – eine seiner Aussagen ist daher auch:
Patriarchat statt Matriarchat.

Breivik – ein faschistischer Einzeltäter?

Doch wie  ist  das  alles  einzuordnen?  Handelt  es  sich  bei  Breivik  nur  um einen  irren
Einzeltäter,  der auf die bösen „kommunistisch-kapitalistisch-muslimischen Verschwörer“
aufmerksam machen will?

Nein, dieser Fehl-Analyse dürfen wir nicht verfallen! Die Anschläge von Norwegen reihen
sich  in  eine  ganze  Angriffsserie  ein,  die  es  in  den  letzten  Monaten  in  Europa  gab.
Beispielhaft hierfür sind zum Beispiel die andauernden Brandanschläge auf linke Strukturen
und  Moscheen  in  Berlin,  die  ihre  ideologische  Vorbereitung  in  einem  Erstarken  der
rechtspopulistischen, sowie faschistischen Parteien in weiten Teilen Europas finden.

Neben rechtspopulistischen Parteien, wie der „Freiheitspartei“ in Norwegen, den „Wahren
Finnen“ in Finnland, „Flaams Belang“ in den Niederlanden, der „FPÖ“ in Österreich und
anderen  Ländern,  ist  vor  allem  das  Erstarken  von  Faschisten  in  Europa  besonders
bedrohlich.  Diese  können  vor  allem  in  Ost-  und  Südeuropa  auf  immer  mehr
Anhänger_innen zählen.  So kam vor paar Tagen in Ungarn ein weiterer  faschistischer
Bürgermeister in „Amt und Ehren“, der der faschistischen Partei „Jobbik“ angehört.

Und genau bei dieser politischen Strömung kreuzen sich die Aussagen von Breivik und die
Praxis dieses Packs. Denn die Wahlerfolge der Faschisten und auch der Rechtspopulisten
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sind  vor  allem  auf  folgende  Themen  zurückzuführen:  „Anti-Islamismus“  und  eine
chauvinistische,  nationalistische  „Kapitalismuskritik“.

Gerade die Faschisten machen sich das, in der Wirtschaftskrise verarmte, Kleinbürgertum
zur Gefolgschaft und versuchen die Leute aufzufangen, die von der Sozialdemokratie bitter
enttäuscht  worden sind.  Sie  propagieren  eine  „starke  Nation“  mit  „volkszugehörigen“
Einwohnern, die keinem „die Arbeitsplätze klauen und die Kultur kaputt machen“, einer
„nationalen  Volkswirtschaft“,  die  unabhängig  von  den  „gierigen  imperialistischen
amerikanischen Konzernen“ ist  und somit  Wohlstand für  alle  bietet.  Insbesondere die
Unfähigkeit  der Sozialdemokratie,  nicht nur die Faschisten zu bekämpfen, sondern die
Ursachen ihrer Existenz zu beseitigen, nämlich den Kapitalismus und seine Krisen, bereitet
also den Nährboden für die Ideologie der Rechten, für die Ideologie Breiviks.

Wut zu Widerstand – gemeinsam gegen die Faschisten kämpfen!

Es  ist  genau  diese  Unfähigkeit  der  Führung  von  Sozialdemokratie,  sowie  von
Linksreformisten,  die  wissentlich  und  vorsätzlich  nichts  tun,  um  einen  effektiven
antifaschistischen Kampf zu führen, der wir entgegentreten müssen. Was wir brauchen sind
Selbstverteidigungskomitees in unseren Bezirken und Dörfern, die gegen Faschisten und
Leute  wie  Breivik  vorgehen können.Diese  dürfen  sich  nicht  nur  aus  selbst  ernannten
„radikalen Antifaschist_innen“ zusammensetzen, sondern vor allem aus
Arbeiter_innen und einfachen Lohnabhängigen und Jugendlichen, die bereit dazu sind sich
den Faschisten in den Weg zu stellen. Auf die Polizei, auf den bürgerlichen Staat können
wir uns dabei nicht verlassen. Er wird lieber sein Gewaltmonopol,  im Notfall  auch die
Faschisten  schützen,  anstatt  Selbstorganisation  von  Arbeiter_innen  und  Jugendlichen
zuzulassen!

In diesem Kampf ist es wichtig eine möglichst hohe Einheit in der Aktion zu gewährleisten!

Sei es in einem Bezirk, wo regelmäßig Faschisten die Straßen unsicher machen oder zum
Beispiel  bei  Aufmärschen  der  Faschisten  –  alle  Organisationen  der  Arbeiterklasse,
einschließlich  der  reformistischen,  linker  Jugendverbände,  Migrant_innenorganisationen
und weiterer Bedrohter müssen Seite an Seite in der Aktion gegen die Faschisten Kämpfen.

Revolutionärer Antifaschismus – die einzig konsequente Antwort!
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Eines ist jedoch für uns als Revolutionäre klar. Auch wenn wir die Sozialdemokratie zur
gemeinsamen Aktion aufrufen, sind wir uns klar, dass ihre Führung uns und ihre eigene
Basis im Kampf verraten wird. Letztlich kann nur eine revolutionäre Partei, gemeinsam mit
einer  revolutionären  Jugendorganisation,  den  bürgerlichen  Staat  zerschlagen  und  den
Faschisten, wie den Kapitalisten ein für alle Mal den Boden entziehen, auf dem sie stehen.

Wir trauern um die gestorbenen Jugendlichen, Freunde, Genoss_innen Doch nur zu trauern,
wird ihnen nicht die Gerechtigkeit verschaffen, die sie verdienen. Lasst uns gemeinsam die
Faschisten bekämpfen!

REVOLUTION blockierte in Dresden

Smash Fascism – Fight Capitalism!

Wenn ihr euch für unsere Faschismusanalyse interessiert und mehr Info´s wollt, wie man
gegen ihn kämpfen kann, dann geht doch einfach mal auf:

http://www.onesolutionrevolution.de/?p=396

Informationen über Breiviks eigene Position könnt ihr finden unter:

http://www.disclose.tv/action/viewvideo/75977/Video_Made_by_Norway_Suspect__Knights_
Templar_2083/
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